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1. Einleitung 
	
  

Indonesien ist ein Land mit über 200 Millionen Einwohnern und somit die viertgrößte 

Bevölkerung weltweit. Das Land ist mit fast über 17 000 Inseln und einer ungefähren Fläche 

von zwei Millionen km² der größte Inselstaat der Welt. Die Hauptstadt Jakarta ist eine 

wirtschaftliche Metropole. Dieser bevölkerungsreiche Staat ist multiethnisch und obwohl die 

Mehrheit der Einwohner allgemein muslimisch sind, zugleich pluralistisch. Es leben ca. über 

300 verschiedene Volksgruppen, die meisten malaiischer Abstammung. Der Staat war einst 

für ca. 350 Jahre unter niederländische Kolonie. Seine Unabhängigkeit wurde am 17. August 

1945 proklamiert, dies bedeutet aber nicht, dass er sofort unabhängig war.  

Die fünf Prinzipien der Staatsphilosophie Pancasila regeln das Funktionieren des 

Staates unter der Vielfalt der Volksgruppen. Davor wurde jede Volksgruppe je nach 

Stammesbezeichnung differenziert, seit der Unabhängigkeit jedoch gilt jeder Bürger als 

Indonesier. Damit ist auch die indonesische Sprache entstanden. Bahasa Indonesia ist die 

offizielle Amtssprache, dennoch existieren bis heute noch alle Dialekte, die von den einzelnen 

Volksgruppen gesprochen werden. Außerdem wird in der Staatsideologie stark unterstrichen, 

dass Islam keine Staatsreligion ist und alle fünf Weltreligionen: Islam, Christentum, 

Hinduismus, Buddhismus sowie Konfuzianismus von allen Bürgern anerkannt werden 

müssen. Das Land hat somit eine Präsidialrepublik als Staatsform.  

Indonesiens geographische Lage ist sehr vorteilhaft und führt zu großem Interesse. 

Zwischen zwei Kontinenten, auf der einen Seite Asien mit den Supermächten Indien und 

China und auf der anderen Seite Australien mit seinen Beziehungen zum Vereinigten 

Königreich, sowie den USA, befindet sich das Land im Mittelpunkt des wirtschaftspolitischen 

Gefüges. Nicht nur die Niederlande sah Indonesiens Wertschöpfung, sondern auch Japan. 

Denn Japan besetzte Indonesien immerhin für dreieinhalb Jahre. Die soeben genannte 

strategische Position, sowie die reichen Rohstoffe des  Landes waren für Japan als eine der 

Großmächte Asiens von großem Interesse.  

Da nach der Proklamation noch einige Teile Indonesiens von den Niederländern 

besiedelt wurden, versuchte Indonesien 1949 erste internationale diplomatische 

Verhandlungen mit seinem Kolonialherren und anderen Ländern aufzubauen, die sich zur 

Unterstützung der Befreiung des Landes bereitgestellt haben. 

Als Republik Indonesien steht in der Verfassung von 1945 eine Gewaltenteilung in der 

Regierungsform fest. Der erste vom Volk direkt erwählte Präsident ist der derzeitig im Amt 
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sitzende Präsident Susilo Bambang Yudhoyono, welcher 2004 sein Amt angetreten hatte. 

Seither gab es auch eine Verfassungsänderung im Parlament, welche zu einem 

Zweikammerparlament führte.  

Im Rahmen der Dezentralisierungspolitik kam im Abgeordnetenhaus eine zweite 

Kammer hinzu, welche die Abgeordneten der Provinzen anerkennt.  Seither wurde Indonesien 

in der internationalen Welt auch als demokratischer Staat akzeptiert. Mit einer sogenannten 

aktiven und unabhängigen Außenpolitik, so wird es im Land vorangetrieben, soll die 

Abhängigkeit von Großmächten wie den Industrieländern und China verhindert werden, 

sowie stattdessen auf einem eigenen Weg internationale Beziehungen geknüpft werden. Wie 

folgt wird es in dieser Arbeit einen Fokus auf diese Bemühungen geben. Der Staat hat 

nachdem er seine Souveränität erlangt hatte, als Mitglied der blockfreien Bewegung im 

Kalten Krieg seine ersten diplomatischen Beziehungen aufgebaut.  

Als größtes Land in Südostasien gehört Indonesien zu den Gründern ASEANs. Es 

wird ein Überblick über die Vorgeschichte und die Gründung der Organisation geben. Zuletzt 

werden deren ursprünglichen Ziele durchleuchtet. Die erfolgreichen diplomatischen 

Bemühungen gingen soweit, dass das Land heute sogar zu den G20-Ländern gehört. Die 

Anfänge von indonesischer Diplomatie in internationalen Foren verlaufen von 1945-1964. Im 

Jahre der Unabhängigkeitserklärung von 1945 versuchte das Land seine vollständige 

Souveränität durch einige asiatische und afrikanische Länder zu erlangen.  

Danach folgt eine sogenannte UN-Diplomatie. Diese Bezeichnung kommt daher, da 

die Vereinten Nationen zu einer Verhandlung über die noch von den niederländischen 

Kolonialherren besetzten Territorien geraten haben. Diese Aushandlung wurde in drei 

verschiedenen Zusammentreffen mit ihren Enddokumenten als Ergebnisse ausgetragen.  

Die Konferenz des runden Tisches in Den Haag war das letzte Treffen. Am 27. 

Dezember 1949 wurde die vollständige Souveränität über die restlichen Territorien, außer 

West Papua, der indonesischen Regierung überlassen. Um West Papua zurückzugewinnen 

ernannte der damalige Generalsekretär der UN den Botschafter der UN, Elsworth Banker. 

Dies führte zum New York Agreement 1964. Durch dieses Abkommen konnte eine 

Volksabzählung organisiert werden, welche dazu führte, dass West Irian letztendlich in die 

indonesische Republik integriert werden konnte. Die Integration West Irians war mit der 

Unterstützung der UN rechtsgültig.  	
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Diese Diplomarbeit umfasst die Außenpolitik Indonesiens nach dem Kalten Krieg bis 

zur Ära der Regionalisierung. Es wird zur Aufmerksamkeit gezogen, dass auf sprachliche 

Gleichberechtigung in dieser Diplomarbeit aufgrund des Leseflusses verzichtet wird. Alle 

männlichen Formulierungen sind somit geschlechtsneutral zu verstehen. Dies hat auch den 

Grund, dass die Diplomatie, als Teil der außenpolitischen Welt, in ihren Anfängen männlich 

dominiert war, um also eine bessere Verständlichkeit zu erzielen werden in dieser Arbeit 

keine sprachlichen Unterschiede zwischen den Geschlechtern verwendet. Es werden zudem 

Begriffe verwendet, wie beispielsweise die Dritte Welt (siehe Kapitel 4.3.), welche in der 

heutigen Zeit politisch nicht ganz korrekt erscheinen. Da es in dieser Arbeit größtenteils um 

eine historisch-politische Analyse geht, wird eine Reihe von alter Literatur hergenommen, in 

der solche Ausdrücke noch üblich waren. Um ein besseres Leseverständnis zu ermitteln, 

kommt es daher zu keiner Verbesserung oder Änderung dieser Ausdrücke.	
  

Zentral wird der historische und politische Zugang sein. Nach der Dekolonisierung 

und dem Kalten Krieg besteht im Land ein großes Interesse der Welt zu zeigen, dass ein Land 

wie Indonesien existiert. Indonesien stand für mehr als 300 Jahre unter niederländischer 

Kolonialisierung. Deshalb ist es umso schwerer der internationalen Welt zu zeigen, dass 

Indonesien die Fähigkeit hat selbstständig zu sein. Durch die Ausübung von Diplomatie und 

der Knüpfung von Beziehungen soll die Souveränität Indonesiens gesichert werden. Die 

Diplomatie wird als zentrales Instrument der Entscheidungsprozesse angesehen, welche die 

internationale Souveränität des Landes erreichen soll. Hierbei wird zwischen vier 

verschiedenen Zeiträumen unterschieden, welche unter anderem in diese vier gegliedert sind: 

Zeit der Souveränität, die Periode des Kalten Kriegs, der revolutionäre Zeitraum und die Ära 

der Regionalisierung. Um in der Arbeit auf diese Thematik eingehen zu können, muss zuerst 

aber eine Begriffserklärung gemacht werden. Die zentralen Begriffe, die es in dieser 

Diplomarbeit zu definieren gilt sind natürlich die Diplomatie und die Außenpolitik bzw. 

internationale Beziehungen. Zudem wird die Situation im Land und dessen Weg zur 

Souveränität geschildert. Dies soll als Ausgangspunkt dienen, die für die späteren 

diplomatischen Perioden bedeutend sein werden. Ebenso gilt dies im Detail anzusehen, da es 

die Anfänge und das Herantasten der indonesischen Diplomatie schildert. Die Außenpolitik 

soll aber dennoch nicht getrennt, sondern eher als integraler Bestandteil der Politik 

Indonesiens angesehen werden. Deshalb ist es wichtig einen historischen Zugang als 

Ausgangspunkt zu nehmen, um die verschiedenen abhängigen Faktoren (wirtschaftliche, 

politische oder soziale Faktoren) für die diplomatischen Ausübungsprozesse im Land 
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analysieren zu können. Ebenfalls wird auf die innenpolitischen Konflikte eingegangen, die für 

die Auseinandersetzung dieses Themas von großer Bedeutung sein werden. Diese 

Herangehensweise soll auf die Hintergründe außenpolitischer Erfolge und Misserfolge 

hindeuten. 	
  

Die Fragestellung, die in dieser Diplomarbeit behandelt werden soll, lautet somit 

inwiefern sich die Entscheidungsprozess der indonesischen Außenpolitik seit dem Kalten 

Krieg bis zur Ära der sogenannten ,,Regionalisierung/Internationalisierung’’ der 

indonesischen Außenpolitik (ab 1967 - 2003) geändert hat. Die Diplomarbeit soll 

konstituierend sowie analytisch die indonesische Außenpolitik durchleuchten. Sie soll die 

bisherigen diplomatischen Bemühungen beschreiben, die im internationalen Gefüge nicht 

weniger relevant sind, vor allem da das Land zurzeit zumindest wirtschaftlich in der 

internationalen Welt sehr viel Aufmerksamkeit auf sich zieht. Sie dient zu nichts anderem als 

zur Evaluierung von der Analyse der internationalen Beziehungen Indonesiens. 
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2. Definition und Begrifflichkeit	
  
	
  

In diesem Kapitel werden zentrale Begrifflichkeiten definiert, die für die Diplomarbeit 

von Bedeutung sind. Zudem wird es einen historischen Zugang geben, um die signifikante 

imperialistische Vergangenheit näherzubringen. Außerdem ist dieser Zugang auch für die 

Gegenüberstellung der indonesischen Außenpolitik mit dem Westen und in der 

internationalen Welt relevant. Insofern kann durch diesen Zugang geklärt werden was die 

indonesische Außenpolitik bisher geleistet hat, sodass das Land zumindest heute vor allem 

auch wirtschaftlich im internationalen Gefüge eine bedeutende Position hat.	
  

	
  

	
  

	
  

2.1. Definition des Gegenstands in der Politikwissenschaft	
  

	
  

In der politikwissenschaftlichen Disziplin ist vor allem für diese Diplomarbeit die 

internationale Politik von Bedeutung. Der neo-/realistische Ansatz wird hier einführend 

aufgrund der langen Kolonisierung durch die Holländer, sowie aufgrund der Prinzipien der 

Theorie selbst verwendet. Eventuell wird es eine Gegenüberstellung der Neorealisten und 

Globalisten geben, um die Ära der Internationalisierung, so wie ich es in diese Arbeit nenne, 

zu durchleuchten. Denn die indonesische Außenpolitik veränderte sich sehr stark nach außen, 

welches zu einer deutlichen Verbesserung und Stellung des Landes führt. 	
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2.1.1. Definitionen und Unterschiede der Außenpolitik, internationaler Beziehungen, sowie 

der internationalen Politik	
  

	
  

Die Außenpolitik hat ihren Handlungsspielraum im internationalen System, wobei alle 

Teilnehmer und Akteure innerhalb dieses Systems interagieren. Meist wird dadurch das 

Herrschafts- und Wirtschaftssystem einer Gesellschaft bestimmt. 	
  

	
  
,,Das Herrschaftssystem muss als eine entscheidende Bedingung für das Verhalten aller Akteure in die 

internationale Umwelt hinein gelten. Es regelt zunächst die Beteiligungschancen, [...] [e]s beeinflusst aber auch 

die Konfliktaustragungsmodi, insbesondere den Grad der Gewalt.’’ (Czempiel 2004:18)	
  
	
  

Einem Konflikt in einer demokratischen Gesellschaft beispielsweise wird die 

Anwendung von Gewalt üblich  nicht angesehen und deshalb ist die Chance zu einer 

Gewaltanwendung im internationalen Umfeld gering. Dieser Faktor reguliert die Außenpolitik 

sehr stark. Denn darauf stützt sich das Konzept des Demokratischen Friedens. Das 

Herrschaftssystem reguliert also die Bedingungen für die Außenpolitik und das Verhalten der 

Akteure einer Gesellschaft innerhalb dieses Systems. Die Außenpolitik bestimmt somit das 

politische System und zugleich das gesellschaftliche Umfeld der Akteure, welches immer mit 

einem Machtfaktor verbunden ist. Der Unterschied dabei ist, dass das politische System im 

Auftrag der Gesellschaft arbeitet, um den Konsens des gesellschaftlichen Umfelds zu 

erlangen, wobei das politische System auch militärische Gewalt beanspruchen kann (vgl. 

Czempiel 2004:18f). Gesellschaftliche Akteure stehen eher nur für ein spezifischeres 

Interesse, welche dennoch an großer Macht verfügen, diese sind aber nie militärisch 

organisiert. Hiermit kann gezeigt werden, dass es in der Außenpolitik zentral um den 

Machtfaktor geht:  

	
  
,,Ihre zentrale Stellung in der Politik und in der Politikwissenschaft hat der Macht keine begriffliche Klärung 

eingetragen. [...] Macht stellt also die Fähigkeit dar, seinen Willen auch gegen Widerstand durchzusetzen.’’ 

(Czempiel 2004:19) 	
  
	
  

Durch die Sicherheitsfrage der gesellschaftlichen Akteure im System wird die 

politische Macht bzw. der Rang einer Gesellschaft bestimmt, wobei das gesellschaftliche 
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Umfeld ebenfalls sehr viel zum Ansehen eines Staates innerhalb des internationalen Systems 

beiträgt (vgl. Czempiel 2004:19). Neben der Sicherheitsfrage einer Gesellschaft wird auch in 

der Außenpolitik die wirtschaftliche Stabilisierung bzw. der wirtschaftliche Aufstieg 

thematisiert. Hierbei verfolgen gesellschaftliche Akteure wirtschaftliche Ziele, um die 

wirtschaftliche Wohlfahrt verwirklichen zu können. Dies wird beispielsweise durch 

zwischenstaatliche Verträge, die Bestimmungen zu Zollregulierungen regeln, kontrolliert. 

Indonesien hat hierzu besonders mit den ASEAN-Ländern Verträge zu Einreise-, sowie 

Gütereinführbestimmungen abgeschlossen. Diese intensive Kooperation führte letztendlich 

auch zu einem Wechsel hin zur einer internationalisierenden Politik des Staates. 	
  

	
  
,,Außenpolitik vollzieht sich nicht außerhalb der normalen Politik. Sie stellt ein zentrales Tätigkeitsfeld im 

politischen System dar. Das, was internationale Politik ausmacht, ist in vielfacher Weise das Ergebnis der 

Außenpolitik von Staaten und [...] privaten Akteuren.’’ (Wilhelm 2006:1)	
  
	
  

Als Definition von Außenpolitik wird im alltäglichen der Staatsbesuch von Politikern 

oder Entscheidungsträgern auf Gipfelkonferenzen, sowie Nationalversammlungen verstanden 

(vgl. Wilhelm 2006:6). Da es Unmengen von Definitionen der Außenpolitik gibt und dieser 

Begriff nur schwer zu erfassen ist, lässt sich die politische Realität auch nicht in einem 

zulänglichen Bild einfangen. Da die Außenpolitik lange nur ein Teil des 

Forschungsgegenstandes der internationalen Politik in der Politikwissenschaft war, wurde oft 

für den Außenpolitikbegriff auf die Definition der Diplomatie zurückgegriffen (vgl. Wilhelm 

2006:7). Der Begriff wurde sowohl mit der internationalen Beziehung gleichgesetzt, welche 

die Definition der Diplomatie impliziert, aber diese wurde zugleich auch mit der Außenpolitik 

des Staates gleichgesetzt. Dennoch ist eine Gleichsetzung der Außenpolitik mit der 

Diplomatie unzureichend als Definition, da Diplomatie nur eher die Handhabung der 

internationalen Beziehungen durch Verhandlungen zusammenfasst (vgl. Wilhelm 2006:7). 	
  

In der internationalen Beziehung geht es zu Anfangs prinzipiell darum den Frieden zu 

fördern. Denn die Idee bzw. das Konzept des Friedens kam kurz nach dem Ost-West-Konflikt 

1945. Diese diente zunächst primär der Verbesserung der Lebensbedingungen des Einzelnen 

und war auf eine nachhaltige Erhaltung ausgerichtet (vgl. Czempiel 2004:8). Im Vordergrund 

geht es hierbei um die Existenzsicherung des Einzelnen, weil an dieser Politik messbar 

erscheint. Am Teil einer Gesellschaft kann gemessen werden, welche Auswirkung Politik hat: 	
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,,für die Außenpolitik und für die internationale Politik [ist] der oberste Wert [die] Vermeidung und zunehmende 

Beseitigung der Möglichkeit der Anwendung organisierter militärischer Gewalt.’’ (Czempiel 2004:8) 	
  
	
  

Durch das Aufkommen der internationalen Beziehung fällt die bipolare Ordnung der 

Welt, die hauptsächlich vom Ost-West-Konflikt bestimmt war. Die Formation des 

internationalen Systems veränderte sich nach dem Ende des Ost-West-Konfliktes. Zunehmend 

entwickelten sich Staaten durch Demokratisierung und Industrialisierung, welche zu einer 

Verlagerung von gesellschaftlichen Rängen der Staaten führte. 	
  

In der internationalen Politik geht es um die Interaktion der verschiedenen Akteure, die 

signifikant für die Konfliktbearbeitung im internationalen System sind. 	
  

	
  
,,Internationale Politik ist ein intergouvernementaler; d.h. zwischen nationalen und supranationalen 

Herrschaftsträgern verhandelter Prozess [und] findet im Modus der Diplomatie und bilateralen Verträge, über 

internationale politische Institutionen [...] und über offene Gewalt bis hin zu Kriegen statt.’’ (Brand 2010:213) 	
  
	
  

Bei den neorealistischen, sowie neoliberalen Theoretikern ist zu beachten, dass das 

internationale System als anarchische Struktur betrachtet wird und diese bewirkt ein 

Misstrauen zwischen den verschiedenen Staaten, welches zu einem sogenannten 

Sicherheitsdilemma führt (vgl. Czempiel 2004:13). Einzig durch Kooperation kann dieses 

Misstrauen aufgehoben werden. Allerdings ist diese Aussage umstritten, denn Neoliberale 

und Konstruktivisten befürworten diese während sich Neorealisten auf diese Aussage nur 

stützen und dennoch nicht derselben Meinung sind wie neoliberale und konstruktivistische 

Theoretiker. 

	
  
,,Schließen sich die voneinander abhängigen Staaten in einer internationalen Organisation zusammen, kann das 

Sicherheitsdilemma ganz verschwinden, weil die organisierte Kooperation ein bestimmtes Mindestverhalten 

garantiert’’ (Czempiel 2004:13) 	
  
	
  

Als Konfliktbearbeitung gilt aber nicht nur die Konnotation von Konflikt mit Einsatz 

von Gewalt, sondern allgemein Differenzen zwischen zwei oder mehreren Positionen. Denn 

diese Positionen bestimmen wiederum ob allgemeiner Konsens oder Dissens besteht, welches 

über Krieg und Kompromiss entscheidet. Fortschritt in der internationalen Politik bedeutet 

nichts anderes als Konflikte gewaltfrei auszutragen und diese zu institutionalisieren, denn 
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Positionsdifferenzen werden durch das Sicherheitsdilemma im internationalen System 

verursacht (vgl. Czempiel 2004:13). Solange keine Bereitschaft zur Integration im 

anarchischen System besteht, kann das Sicherheitsdilemma auch nicht aufgehoben werden. 

Beim Ost-West-Konflikt beispielsweise haben sich Staaten die der Dritten Welt angehörten, 

herausgehalten und verbündeten sich zu einer Bewegung, die sich Non-Alignment bzw. 

Blockfreie Staaten nannten. Nicht alle Staaten waren blockfrei, denn die meisten waren Teil 

eines der beiden Lager. 

Die blockfreien Staaten waren eher an der wirtschaftlichen Komponente des 

Konfliktes interessiert. Immerhin waren diese von der Entkolonialisierung nach dem Zweiten 

Weltkrieg betroffen. Diese setzten sich vordergründig für eine Entwicklungshilfe zur 

Verbesserung ihrer Startpositionen, die von den Industriestaaten kolonialisiert wurden, ein. 

Durch das Ende des Zweiten Weltkrieges entstand eine Bipolarität zwischen der Sowjetunion 

und der Vereinigten Staaten und einer Verlagerung der Rangliste der Staaten im 

internationalen System. Andere westeuropäische Staaten wurden somit durch den Krieg 

hinuntergestuft.  

Nachdem sich diese Staaten vom Krieg und diversen Konflikten erholt hatten, 

polarisierten sich neue Machtzentren. Nachdem westeuropäische Staaten an wirtschaftlicher 

Stärke gewonnen hatten, fügten sich auch Staaten der Dritten Welt nach dem 

Entkolonialisierungsprozess der internationalen Wirtschaftsgemeinde hinzu. Dies führte 

natürlich zu Strukturveränderungen der internationalen Politik. Neben der Rivalität, die durch 

Globalisierung entstanden ist, tritt die Regionalisierung hinein: 	
  

	
  

	
  
,,Sie bringt den Staaten der Regionen, insbesondere den regionalen Vormächten, erheblich vergrößerte 

Handlungsfreiheit, was zu vermehrten innerregionalen Konflikten führen wird.’’ (Czempiel 2004:17) 	
  
	
  

Insgesamt hat sich das Interesse der internationalen Politik nach dem Ende des Ost-

West-Konfliktes auf wirtschaftlichen Aufstieg verschoben. Dies führt zu einer kompletten 

Verschiebung der Machtverteilung, welche wiederum auch spezifischere Konfliktpotentiale 

aus den Differenzen etablieren. Außerdem streben Gesellschaften zunehmend nach 

Partizipation an der Herrschaft, welches Demokratisierungsinteressen im internationalen 

Umfeld weckt: 	
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,,In verstärktem Maße fließen in die Außenpolitik der Weltstaaten die Anforderungen ihrer jeweiligen 

Gesellschaften mit ein. Langfristig wird dieser Prozess der Demokratisierung die Anwendung von militärischer 

Gewalt verhindern; kurzfristig könnte er sie durchaus verstärken.’’ (Czempiel 2004:17)	
  
Nach Wilhelm unterscheidet sich Außenpolitik wesentlich von der internationalen 

Politik, sowie der transnationalen Politik. Die Differenzierung zur internationalen Politik 

gegenüber der Außenpolitik liegt laut ihm im Blickwinkel der Akteure, denn im Vergleich in 

der Außenpolitik sind die jeweils einzelnen handelnden Staaten zu betrachten, während in der 

internationalen Politik eine Art Vogelperspektive bietet und die wechselseitigen, 

grenzüberschreitenden Interaktions-, sowie Beziehungsmuster zwischen den Staaten 

kennzeichnet (vgl. Wilhelm 2006:8).  

Das Merkmal einer transnationalen Politik hingegen ist, dass in der Außenpolitik 

zunehmend auch nicht-staatliche Akteure mitwirken und durch ihr Handeln nehmen sie 

genauso großen Einfluss auf die Außenpolitik (vgl. Wilhelm 2006:8).	
  

	
  

	
  

	
  

2.1.2. Begrifflichkeit und Art von außenpolitischen Entscheidungen	
  

	
  

Der Fokus auf Interaktionen zwischen Regierungen in der Außenpolitik bringt großen 

Einfluss auf Entscheidungen von Staaten und anderen Akteuren: 	
  

	
  
,,Unter einer außenpolitischen Entscheidung ist dabei eine Wahl zwischen mindestens zwei verschiedenen 

Handlungsmöglichkeiten [...] zu verstehen, die sich im allgemeinen darauf beziehen, etwas zu tun oder zu 

unterlassen.’’ (Wilhelm 2006:135)	
  
	
  

Eine Entscheidung, wie bei jeder Form von menschlichen Handelns, beruht im 

Allgemeinen nie auf einem einzigen Faktor, auch variieren außenpolitische 

Entscheidungsprozesse je nach Staat voneinander, zudem hängt die Entscheidung eines 

Staates von der jeweiligen Regierungsform ab, die gerade an der Macht steht. (vgl. Wilhelm 

2006:136). Nun stehen verschiedene Modelle zur Analyse außenpolitischer Entscheidungen 

zur Verfügung. Haftendorn beispielsweise lehnt sich an die Würfeltheorie von Donald Sylvan 

und Steve Chan an, welche 1984 entwickelt wurde. So unterscheidet Haftendorn mit Hilfe des 

Würfelmodells zwischen drei verschiedenen Entscheidungstypen: 1. Programmatische 

Planungsentscheidungen, 2. Routineentscheidungen, 3. Krisenentscheidungen.  
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Bei sogenannten Planungsentscheidungen, werden Grundfragen von Problemen 

behandelt, die auf einem Programm einer Regierungszeit stehen. Diese werden somit ohne 

Zeitdruck bearbeitet, da die Entscheidungen langfristig auf die Zukunft gerichtet sein sollen. 

Routineentscheidungen hingegen sind bestimmten, vorgegebenen Regeln unterlegen, wie zum 

Beispiel, ein standardisierter Verlauf in der Bürokratie. Diese Entscheidungen gehören zur 

täglichen Routine des Auswärtigen Amtes und werden von diesen Beamten getroffen, sind 

aber deshalb leichter korrigierbar als Planungsentscheidungen, da meist nur geringer 

Zeitdruck ausgeübt wird. Krisenentscheidungen werden bei hohem Zeitdruck gefällt, da diese 

wie der Name impliziert, unter Krisenbedingungen ausgeübt werden.  

Insgesamt kann gesehen werden, dass außenpolitische Entscheidungen nichts 

Konstantes sind, sondern immer auf konkurrierenden Interessen basieren, die zur Folge um 

politische Macht und Einfluss ringen müssen (vgl. Wilhelm 2006:138). 

	
  

	
  

	
  
       (Wilhelm nach Haftendorn 2006:137)	
  

	
  

Somit bestimmt die staatliche Exekutive über außenpolitische Entscheidungen. ,,[Die 

Außenpolitik] wird von der Regierung initiiert, geformt und bestimmt, ohne dass wesentliche 

Kontroll- bzw. Initiativrechte der Legislative bestehen.‘‘ (Wilhelm 2006:139)	
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Bestimmte außenpolitische Entscheidungen haben eine durchaus wichtige 

innerstaatliche Bedeutung. Wilhelm spricht hier von einer Erosion der Grenzen von Innen-, 

sowie Außenpolitik. Hier sind außenpolitische Themen, wie Handelsfragen, 

binnenwirtschaftliches Wachstum oder äußere Bedrohung durch globale Risiken, wie Umwelt 

oder Gesundheit gemeint, bei der mehrere Interessensverbände bei dem Entscheidungsprozess 

eine wesentliche Rolle spielen (vgl. Wilhelm 2006:139).  

Die Einflussnahme für diesbezügliche Entscheidungen wird unter anderem von 

kulturellen Gruppen, wirtschaftlichen Interessensgruppen, themenorientierten Gruppen und 

zuletzt auch transnationalen Interessensgruppen getragen. Kulturelle Gruppen können 

ethnisch oder religiös motiviert sein, die oft eine starke emotionale Bindung zu diesem 

politischen Thema haben. Wirtschaftliche Interessensgruppen sind meist Unternehmen, 

welche die Regierung für ihr Interesse um bessere gesetzliche Rahmenbedingungen und 

Unterstützung bearbeiten.  

Bei themen- oder issueorientierten Gruppen liegen die Einflussabsichten bestimmten 

Wertefragen und Problemen zu entkommen. Transnationale Interessengruppen hingegen sind 

vordergründig Nichtregierungsorganisationen (NGOs) oder multinationale Konzerne, die 

grenzüberschreitend um die Einflussnahme außenpolitischer Entscheidungsprozesse innerhalb 

der eigenen, als auch anderer fremdstaatlicher Regierungen (vgl. Wilhelm 2006:139f.)	
  

Auch von außen besteht durchaus wesentlicher Einfluss auf außenpolitische 

Entscheidungen. Dieser Teilbereich nennt Wilhelm die sogenannte ,,außenstaatliche 

Umwelt‘‘ (Wilhelm 2006:140). Damit sind in den meisten Fällen Staaten gemeint, die als 

Verbündete, Feinde oder Neutrale auf den Entscheidungsprozess agieren. Davon sind 

vorranging internationale Organisationen, multinationale Konzerne, sowie transnationale 

Akteure gemeint. 	
  

	
  
,,Da außenpolitische Entscheidungen zumeist im Schnittpunkt aller Akteursgruppen zustande kommen, ist es 

sinnvoll, für den Prozess der Entscheidungsfindung sämtliche Ebenen in die Untersuchung 

einzubeziehen.‘‘ (Wilhelm 2006:140)	
  
	
  

Um Entscheidungstheoretische Ansätze analysieren zu können, müssen demnach die 

Akteursgruppen, die als Entscheidungsträger agieren, definiert werden. Staaten, Regierungen 

oder die Exekutive eines Staates, welche im Rahmen der Außenpolitik aktiv sind, werden oft 

als primärer Bezugspunkt politischen Handelns wahrgenommen und deshalb in der Literatur 
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als sogenannte ,,unitary actors‘‘ definiert (vgl. Wilhelm 2006:140). Doch Wilhelm 

argumentiert, dass hinter diesen Entscheidungsfindungen eines Staates niemals eine 

geschlossene, einheitliche Einheit handelt. Denn dahinter stehen durchaus Planungen und 

Entscheidungen von außenpolitischen Führungskräften und staatliche Bürokratie, die das 

Verhalten eines Staates sowohl innerstaatlich, als auch außerstaatlich regulieren. ,,So spiegeln 

viele Entscheidungen eben nicht das Nationalinteresse, sondern eine von mehreren 

Interpretationen wider.‘‘ (Wilhelm 2006:140). Aus diesem Grund wurden in den 1960er 

Jahren verschiedene unterschiedliche Ansätze zur Analyse von außenpolitischer 

Entscheidungsfindung untersucht. 	
  

Als erster Zugang steht die rationale Wahl als eine der klassischen Theorien der 

außenpolitischen Entscheidungstheorie. Dieser Prozess orientiert sich am rationalen Ziel, 

denn der zweckorientierte Akteur entscheidet nach Abwiegen von zuvor berechneten Vor- 

und Nachteilen. In Anlehnung zu Theorien, wie dem Realismus, Neorealismus, Spiel- und 

Regimetheorien, sowie auch dem Neoinstitutionalismus verfolgt der handelnde Staat seine 

Ziele durch das Abwägen möglicher Handlungsalternativen, wie bereits beschrieben. Meist 

basieren Entscheidungen unter Bedingungen der Sicherheit, denn je größer das Risiko oder 

die Ungewissheit, unter denen Entscheidungen getroffen werden, umso schwieriger die 

Voraussagbarkeit über dessen Konsequenzen (vgl. Wilhelm 2006:141).  

Graham Allison gilt als Hauptverteter des Rational-choice-Ansatzes. Diese soll in der 

Theorie also so funktionieren, dass dem Entscheidungsträger eine strikte Rationalität 

unterstellt wird, welche ihm wiederum erlaubt mögliche Entwicklungsfolgen vorauszusehen. 

Doch in der außenpolitischen Praxis weicht diese Regel ab, denn die Entscheidungsbildung 

wird oft von nicht einkalkulierbaren Situationen erschwert. Konkrete Situationen bei der 

Entscheidungsfindung können nur begrenzt erfasst werden, da meist mögliche 

Entscheidungsrestriktionen wie fehlende Information, Kommunikationsprobleme, mangelnde 

Ressourcen, sowie falsche Beurteilungen behindern.  

Vor allem bei Krisenentscheidungen ist diese Art von Entscheidungstheorie sehr 

unwahrscheinlich, da der Entscheidungsträger unter Zeitdruck steht. Durchaus kritisiert 

Schneider, dass begrenzte Rationalität nicht unbedingt nachteilig sein muss, allerdings sollte 

innerhalb der Bürokratie und einzelnen Verwaltungsabteilungen eines Staates eine 

Spezialisierung stattfinden (vgl. Wilhelm 2006:141).  

Haftendorn ist anderer Meinung und argumentiert, dass diese Theorie nur eine 

verkürzte Form der Realität miteinbezieht, da kein Mensch über ausreichende Kenntnisse 
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verfügt und immer nur eine begrenzte Rationalität haben kann und somit kann der 

ökonomische Vergleich der Nutzenmaximierung nicht funktionieren (vgl. Wilhelm 2006:142). 

Der außenpolitische Entscheidungsträger, welcher nur über eine begrenzte Rationalität 

verfügt, orientiert sich meist am Erwartungsniveau.  

Da dem Entscheidungsträger Einschränkungen unterliegen, die aus organisatorischen 

Gründen sind, werden deshalb Entscheidungen bei schwer überprüfbaren Informationen durch 

Personal-, Zeit-, oder Ressourcenmangels aufgezwungen. Darüber hinaus ist vieles vom 

Entscheidungsträger selbst abhängig, wie seiner Persönlichkeit und Einstellung. Personen der 

Regierungsspitze, wie Khomeini, Putin etc. üben einen enorm hohen Einfluss auf 

außenpolitische Entscheidungen aus, denn deren Sicht auf die politische Wirklichkeit 

bestimmt ihr Verhaltensmuster in der Außenpolitik (vgl. Wilhelm 2006:143).	
  

	
  

	
  

	
  
        (Wilhelm nach Allison 2006:152) 

	
  

Zusammengefasst erfolgt der außenpolitische Entscheidungsprozess in vier 

verschiedenen Teilbereichen: Ersterer bildet den Mittelpunkt, er ist die deskriptive Dimension 

und beschreibt den Prozess. An dieser Stelle wird die Situation beurteilt und das Problem 

definiert. Als Zweites folgt die analytische Ebene, wobei die Erklärung der 

Entscheidungsbildung, mit Berücksichtigung auf frühere Entscheidungen, erfasst wird, 
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welche dann wiederum die Problemdefinition und Zielformulierung formen.  

Kurz gesagt, findet eine Gewichtung bzw. Festlegung der Ziele statt. Im dritten Teil 

steht die nomothetische Dimension im Vordergrund. Es soll eine Theoriebildung stattfinden, 

um verschiedenes außenpolitisches Entscheidungsverhalten im Entscheidungsprozess 

analysieren zu können, damit die Möglichkeiten in der Entscheidungsbildung geprüft werden 

und eine Beurteilung stattfinden können.  

Die vierte und letzte Ebene ist die normative Dimension, in der der Bezugspunkt der 

Entscheidung erfasst wird, an welchen Punkten sich diese orientiert und ob es tatsächlich zu 

einer besseren Verwirklichung der außenpolitischen Ziele führen soll. Es findet somit die 

Auswahl eines Strategieverfahrens statt, um danach die Entscheidung durchführen zu können.	
  

	
  

	
  

                   

       (Wilhelm 2006:145)	
  

	
  

Das Organisations- und Bürokratiemodell der Entscheidungsfindung geht davon aus, 

dass eine Entscheidung als ein Ergebnis eines politischen Verhandlungsprozess verstanden 

werden soll. Somit steht der Prozess im Sinne des Zusammenwirkens von den jeweiligen 

beteiligten Akteuren. 	
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,,Die politische Entscheidungsfindung ist demnach in erster Linie als ein Prozess zu verstehen, bei dem im 

Normalfall nicht der Einzelne die Entscheidung trifft. […] Das, was außenpolitisch geschehen soll, wird daher 

von den an der Entscheidung beteiligten Personen häufig unterschiedlich beurteilt und interpretiert.‘‘ (Wilhelm 

2006:147)	
  
 

Hierbei müssen Faktoren, wie das Machtverhältnis, die Durchsetzungsfähigkeit, das 

Verhandlungsgeschick, sowie das Rollenverständnis einer Regierungsführung analysiert 

werden. 	
  

	
  
,,Im Sinne eines Verhandlungsspiels geht es darum, wer auf die Entscheidungen […] den größten Einfluss hat [,] 

nicht aufgrund der formalen Struktur des  Staatsapparates, sondern entsprechend der Durchsetzungs- und 

Überzeugungsfähigkeit der einzelnen Akteure.‘‘ (Wilhelm 2006:148)	
  
	
  

Der politische Entscheidungsprozess ist also in einem organisatorischen Rahmen 

eingebunden, welcher durch bereits gewonnene Vorentscheidungen beeinflusst wird, die 

entweder durch Zusammenarbeit oder Konflikte bestimmt sind.  

 

 

 

2.1.3. Instrumente der Außenpolitik	
  

	
  

In der Außenpolitik geht es nicht nur um die Formulierung der Ziele, sondern auch um 

die Durchsetzung und Verwirklichung der einzelnen Interessen. So sollen Zielbestrebungen 

nicht nur theoretisch sein, sondern Tatsächlichkeit. ,,Erst in Verbindung mit der Fähigkeit zur 

entscheidungsbedingten Aktion können Interessen zu Bestimmungsgründen des Handelns 

werden.‘‘ (Kindermann 1986:117f.) Um effektiv handeln zu können ist es deshalb wichtig, 

die richtige Wahl des Instrumentes zu finden.	
  

Um das geeignete Mittel zur Durchsetzung der politischen Interessen finden zu 

können, existieren einige Bedingungsfaktoren außenpolitischer Instrumente. Dabei sind die 

vorhandenen Mittel und Ressourcen von großer Bedeutung, die im Endeffekt über die Ziele 

und Mittel der Politik entscheiden. Der Erklärungsansatz der Ziel-Mittel-Analyse wiegt die 

zur Regierungshandlung relevanten Faktoren ab.  
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Wilhelm formuliert vier bedeutende Abhängigkeits- bzw. Erfolgsbedingungen der 

Wahl der außenpolitischen Mittel. Als erstes besteht die Gefahr von einer Überbewertung von 

Handlungsmöglichkeiten. Hier besteht das Problem meist durch die Überschätzung der 

Kosten der Ressourcen, sowie die Machbarkeit und Durchsetzung des politischen Interesses.  

Im zweiten Punkt steht die Effektivität im Mittelpunkt. Dieser Punkt entscheidet über 

den Erfolg und das Scheitern der Außenpolitik. Die Effektivität der Mittel ist allerdings auch 

nur von der Situation abhängig. Militärische Machtpotenziale beispielsweise sind nur 

begrenzt effektiv, da weder Handelsbarrieren, noch Interessen bei der Aushandlung eines 

Abkommens weiterhelfen.  

Im dritten Punkt spielt der Zeitrahmen eine relevante Rolle. Der Aufbau von 

Handelsbeziehungen besteht unter anderem daraus langfristige Instrumente zu 

implementieren, die das Risiko einer Fehlkalkulation bei einer möglich eintretenden 

Krisensituation minimieren zu können.  

Der vierte Punkt bestimmt den Einsatz der Mittel unter den Bedingungen des 

Handlungsumfeldes, denn die Wahl der außenpolitischen Mittel erfolgt unter den 

Bedingungen des internationalen Systems. Politische Instrumente, die einst im Kalten Krieg 

erfolgreich waren, müssen nicht unbedingt in der jetzigen Zeit denselben Effekt erzielen. 

Zunehmend haben sogenannte soft power an Macht gewonnen, die sich in Form von 

wirtschaftlicher Stärke, Informationskontrolle, sowie politischer als auch kultureller 

Überzeugungsform definiert. Folglich wird die Verfolgung der Interessen in der Außenpolitik 

durch die richtige Auswahl von außenpolitischen Instrumenten erzielt, die wiederum bei der 

außenpolitischen Entscheidungsbildung eine relevante Rolle spielt.  

Eine effektive Umsetzung der Ziele kann also erst durch rationales 

Entscheidungsverhalten, sowie einer effektiven Wahl der Mittel umgesetzt werden. Zu diesen 

Mitteln zählen zentrale Macht- und Verhandlungsinstrumente von Staaten, wie Diplomatie, 

Information, Propaganda, Wirtschaftspolitik (welches durch Sanktionen bestimmt wird), 

sowie das Militär und der Geheimdienst (vgl. Wilhelm 2006:160). 	
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2.1.4. Diplomatie und außenpolitische Praxis	
  

	
  

Für diese Arbeit ist die Diplomatie als Instrument der Außenpolitik von Bedeutung. 

Die Diplomatie ist außerdem das bekannteste Instrument, welches im unterschiedlichen Sinne 

verstanden wird (Gipfel-, Krise-, Großmacht-, Konferenzdiplomatie). Generell gesehen wird 

Diplomatie unterschiedlich verwendet und hat somit keine eindeutige Definition. 

Hauptsächlich wird der Terminus Diplomatie aber als das friedliche Verhandeln zwischen 

Staats- und Regierungschefs verstanden (vgl. Kienl 2009:3). Natürlich ist der 

sicherheitspolitische Faktor wichtig, wie bereits in den vorigen Kapiteln beschrieben wurde, 

dennoch beschäftigt sich Diplomatie nicht vordergründig mit Krieg. Es gibt zwei 

Unterscheidungen, die allgemeine Akzeptanz erlang haben. Ersteres ist die Gleichsetzung von 

Diplomatie und Außenpolitik und zweitens steht Diplomatie als Instrument der Außenpolitik: 	
  

	
  
,,Die Etablierung einer Botschaft ist der Beweis für die Anerkennung eines Staates und somit ein wesentlicher 

Teil der Außenpolitik. Die bloße Präsenz eines Botschafters, oder eben dessen Abwesenheit, ist Außenpolitik.’’ 

(Kienl 2009:3f.) 	
  
	
  

Wenn Diplomatie aber als Teil von Außenpolitik erfasst wird, so wie es in dieser 

Diplomarbeit verstanden wird, dann ist somit wieder mit verschiedenen Definitionen zu 

arbeiten. Diese werden dann im Zuge der Arbeit in den jeweiligen Kapiteln einzeln definiert. 

Zusammenfassend ist dennoch der Gebrauch von dem Terminus Diplomatie zu kritisieren: 	
  

	
  
,,It can be said that so far no scholar of international relations has yet analyzed in depth the concept of diplomacy, 

which as a result has become confused and mixed up with other concepts.’’ (Kienl nach Magalhaes 2009:4)	
  
	
  

 

Der ursprüngliche Diplomatiebegriff wurde unter der sogenannten ,,alten Diplomatie’’ 

zusammengefasst. Darunter gehören vor allem griechische, italienisch und französische 

Definitionen, da in der ,,alten Diplomatie’’ Europa als Mittelpunkt der Außenpolitik galt (vgl. 

Nicolson 1954: 97-102). Ihre Blütezeit hatte die ,,alte Diplomatie’’ schon bereits in der 

Kolonialzeit, in  der hauptsächlich wirtschaftliche Interessen im Mittelpunkt standen.	
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,,Den größten Einfluss hatte jedoch die Beschleunigung des Verkehrs. Während in früheren Jahrhunderten 

Nachrichten oft erst Monate später an ihrem Bestimmungsort ankamen, verminderte das Telefon die Freiheit der 

Botschafter radikal.’’ (Kienl 2009:18)	
  
 

Die Funktion von Diplomatie trägt zur Umsetzung außenpolitischer Interessen für die 

Regierung eines Staates sehr viel bei. ,,Diplomatie in diesem Sinne ist als ein 

Kommunikationsprozess zwischen politischen Einheiten zu verstehen, [...] in dem die Akteure 

ihre Beziehungen zueinander regeln.’’ (Wilhelm 2006:177) Sie dient als Mittel und 

Instrument zur Verfolgung von außenpolitischen Zielen in der internationalen Welt, welche 

hauptsächlich durch Kommunikation in Form von Verhandlungen erzielt wird.  

Diese Verhandlungen werden mit sogenannten Völkerrechtssubjekten 

ausgetragen. ,,Als Völkerrechtssubjekte sind nicht nur souveräne Staaten, sondern auch 

internationale und supranationale Organisationen, Treuhand- und Mandatsgebiete, der 

Vatikan und das Internationale Komitee vom Roten Kreuz anzusehen.’’ (Schmid 1986:196) 

Diplomatie erfolgt also durch wechselseitige Repräsentation, Verhandlung, 

Informationsaustausch, Interessenswahrung sowie Unterrichtung durch die zu diesem Zweck 

im gegenseitigen Einverständnis errichteten ständigen diplomatischen Vertretungen, wie 

Botschaften oder Missionen (vgl. Wilhelm 2006:178). Diese ständigen Vertretungen haben 

eine Öffentlichkeits-, Signal-, und Sensorfunktion. 	
  

Dieses außenpolitische Instrument dient als Interessensvertretung zur Umsetzung 

nationaler Macht in der Politik. Diplomatische Beziehungen werden also durch diese Art als 

Verhandlungs- und Kommunikationssystem wahrgenommen. Diese sogenannte neue 

Diplomatie des 20./21. Jahrhunderts wird als offene Diplomatie angesehen, da sie die 

öffentliche Transparenz von Außenpolitik unterstreicht. Denn durch die diplomatische 

Gestaltung internationaler Beziehungen wird die Außenpolitik in den öffentlichen Prozess der 

Meinungsbildung und Entscheidungsfindung eingebunden, aber gleichzeitig ist die 

Außenpolitik durch diese Form in verschiedenen Abhängigkeiten und kooperativen 

Verregelungsformen führender Globalisierung festgefahren (vgl. Wilhelm 2006:178).  

Es sollen neue Handlungsformen von den neuen Akteuren entwickelt werden. Dies 

geschieht durch eine Intensivierung der Außenpolitik in einzelne Branchen, welches den 

diplomatischen Spielraum mehr fokussiert und zugleich erhöhen soll.  Auch internationale 

Organisationen, wie die Vereinten Nationen stehen verstärkt als Plattform für diplomatische 

Repräsentation, welches einen gegenseitigen Austausch ermöglicht. Diese Repräsentation in 
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den Vereinten Nationen hat schon eine Partizipationsfunktion, denn durch die wachsende 

Zahl an regelmäßigen Gipfelkonferenzen kommt die Reise- und Gipfeldemokratie erst recht 

zum Vorschein. Die Vereinten Nationen verfolgen besondere peacekeeping-Maßnahmen, die 

wiederum eine neue Form der erzwingenden Diplomatie entwickelt hat (vgl. Wilhelm 

2006:178). Dabei steht diplomatischer Druck Einfluss auf einen Staat auszuüben, der auf 

Krieg aus ist. Dies erfolgt durch Drohung und Anwendung von Gewalt durch ein Bündnis 

oder einer Staatengruppe.  

In dieser Form ist Diplomatie komplexer geworden, denn durch den internationalen 

Wandel unterliegt sie einem spezifischen Veränderungsdruck, welches sich in Form von 

direkter Verhandlung zwischen Regierungen, schnellerer Kommunikation aufgrund neuer 

Technologien, Gipfeltreffen ohne bürokratische staatliche Zwischeninstanzen, sowie die neue 

Bedeutung von Nichtregierungsorganisationen (NGOs) in internationalen 

Verhandlungsprozessen zeigt. 	
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2.1.4.1 Von der traditionellen zur neuen Diplomatie	
  

	
  

Schon im 13. Jahrhundert v. Chr. kam es zu einem Austausch von Schriftwechseln 

und Gesandtschaften zwischen den Großreichen des Mittelmeerraumes, Ägypten und dem 

Reich der Hethiter. Die ersten Ansätze zur Diplomatie versiegelten beide Reiche mit einem 

Vertragsabschluss zur Friedenssicherung und zur gegenseitigen Auslieferung geflohener 

Personen. Diese Art von Diplomatie wurde im römisch-griechischen Kulturkreis, in der 

byzantinischen Regierung bis hin zu diplomatischen Missionen Indiens und Chinas mit Korea 

und Japan bis zum Kalifenreich weiterverfolgt. 	
  

Die diplomatischen Beziehungen, welche bis in das 17. Jahrhundert reichen, sind eher 

unregulierter und verfügen über keinen Konsens für ein vereinbartes Diplomatiesystem. Aus 

dieser Erfahrung und der langjährigen Entwicklung der Diplomatie haben sich bis heute aber 

gewisse Prozesse und Methoden herauskristallisiert, welche die heutige, moderne, neue 

Diplomatie prägen. Diplomatische Techniken, wie Verfahrensweisen und 

Verhandlungsformen, haben ihre Grundlagen in der frühen Neuzeit, genauer gesagt in der 

Renaissance, in Europa.  

Besonders in den zunehmenden Handels- und Finanzbeziehungen zwischen 

italienischen Stadtstaaten erfolgte eine intensive Diplomatie. Die Grundlagen des 

diplomatischen Geschicks setzten dort an und gehen bis zum 19. Jahrhundert, in welcher Sie 

eine besondere Bedeutung zur Regelung der internationalen Beziehung erhielten. Diese Form 

wird als traditionelle, permanente Diplomatie bezeichnet, welche durch eine bilaterale 

Aushandlung erfolgt. Sie ist auch unter dem italienischen bzw. französischen System der 

Diplomatie bekannt, da diese in den besagten Ländern verstärkt verwendet wurde. Somit 

bildet sie eine Grundlage für die Außenpolitik der Staaten und steht zur Pflege ihrer 

offiziellen Beziehungen. 	
  

Insgesamt verbesserte die Diplomatie in der Außenpolitik einige Handlungsräume und 

eröffnete zugleich neue Chancen und Wege. Durch dieses klassische Instrument der 

Außenpolitik kommt es zu einer verbesserten Form von Informationen über Handlungsmotive, 

Entwicklungsziele und mögliche gesellschaftliche Veränderungsprozesse in anderen Staaten, 

einschließlich der Perspektiven relevanter Meinungsführer im innenpolitischen Umfeld (vgl. 

Wilhelm 2006:180). Vor allem in sozialistischen Staaten ist dies von relevanter Bedeutung, 

gilt aber bis heute immer noch als wichtig. Durch die Zufuhr an Informationen von den 

besagten ständigen diplomatischen Vertretungen kann auch eine regelmäßige Unterrichtung 
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über potentielle und tatsächliche Interessen anderer Regierungen geteilt werden. Diese soll 

zur stärkeren Kontinuität in der Außenpolitik von Staaten führen und zugleich dem 

Verhandlungspartner im Gastland des Diplomaten eine größere Vertraulichkeit sowie 

Verlässlichkeit garantieren. Somit sind Prinzipien, wie die diplomatische Immunität und 

Extraterritorialität von Botschaften entstanden, welches eine Sicherung der nationalen 

Interessen gewähren sollen. 	
  

Ein besonders erfolgreiches diplomatisches System erweist sich im 19. Jahrhundert als 

die europäischen Großmächte und Hauptakteure der Diplomatie Normen vom diplomatischen 

Verhalten in der internationalen Welt festlegten und anerkannten. Als wesentliches Problem 

wird die Geheimdiplomatie, welche auch für den ersten Weltkrieg verantwortlich gemacht 

wurde, angesehen. Denn das Misstrauen behindert eine gemeinsame Kooperation und kann zu 

keiner erfolgreichen diplomatischen Zusammenarbeit führen. Das Verlangen nach einer 

besseren Kontrolle und Transparenz in der Öffentlichkeit führt zu einer Forderung nach einer 

offenen Diplomatie.	
  

Da die Grundlagen der allgemein anerkannten Verhaltensregeln der Diplomatie bereits 

festgelegt worden waren und das Zeitalter der industriellen, sowie technologischen 

Revolution nach einer neuen Form von Diplomatie schrie, musste sich die traditionelle 

Diplomatie hin zu einer neuen, offenen Diplomatie entwickeln. Durch die technologische 

Revolution kam es auch zu Veränderungen in den Medien, die das Kommunikationswesen 

ebenfalls ausnutzen. Die Institutionalisierung multilateraler Diplomatie nimmt die Gestalt von 

Konferenzen, Kongressen und internationalen Organisationen, wie die Vereinten Nationen, an. 

Gleichzeitig bilden sich aber neue konkurrierende Akteure im diplomatischen 

Handlungsumfeld, wie Nichtregierungsorganisationen (NGOs), Journalisten oder Verbände. 

Eine Zunahme von Akteuren bedeutet ebenfalls eine neue Interessenwahrnehmung, welche 

beispielsweise durch Sonderbotschafter vertreten wird. Sonderbotschafter bedeuten 

Funktionserweiterung und Spezialisierungen und Intensivierungen auf spezifische Bereiche, 

vor allem verstärkt sich die Tendenz in der Wirtschaftsdiplomatie (vgl. Hill 2003:142). Die 

neue Diplomatie ist auch von einer teilweisen Demokratisierung betroffen, die beispielsweise 

durch den Einfluss von privaten Einzelpersonen erfolgt. 
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Zum Vergleich zur traditionellen Diplomatie gab es um 1648 zwölf souveräne Staaten, 

die als Akteure innerhalb Europas ihre auswärtigen Angelegenheiten untereinander regelten. 

Im heutigen internationalen System spielen mehr als 190 Staaten eine Rolle. Nachdem 1815 

auf dem Wiener Kongress offizielle Rahmenbedingungen, wie beispielsweise die Rangfolge 

von diplomatischen Vertretungen innerhalb des internationalen Diplomatiesystems festgelegt 

wurden, gilt diese Unterzeichnung von insgesamt damals 81 Teilnehmerstaaten bis 

heute. ,,Die Sicherung diplomatischer Vorrechte und Immunitäten sollte auch in und 

gegenüber den neuen Staaten in Asien und Afrika im Zuge der Dekolonisierung Geltung 

erhalten und Übergriffe [...] vermeiden.’’ (Wilhelm 2006:183)	
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2.1.4.2. Die Multilaterale bzw. Konferenzdiplomatie	
  

	
  

Multilaterale Konferenzen zählen zu einer der wichtigsten Kommunikationsarten in 

der Diplomatie. Diese multilaterale Diplomatie existierte aber schon in der griechisch-

persischen Welt im vierten Jahrhundert und wurde nach den Napoleonischen Kriegen wieder 

verstärkt eingesetzt. Multilaterale Konferenzen, wie der Wiener Kongress, sind Gründe für 

eine moderne Form der Diplomatie, die ursprünglich nur innerhalb des europäischen 

Staatensystems von Bedeutung war.  

,,Mit der Dichte und Häufigkeit multilaterale Konferenzen zur Lösung konkreter 

Politik-Materien nahm daher auch die Bedeutung der Konferenzdiplomatie wesentlich zu.’’ 

(Wilhelm nach Kaufmann 2006: 184) Diese Art von Zusammenkunft bzw. Instrument der 

Außenpolitik ist bereits in den verschiedensten Bereichen der internationalen Politik 

verwurzelt. Dieses Konzept wurde verstärkt eingesetzt, um führende Staatsmänner zu 

vereinen, welche entweder für ein konkretes politisches Ziel zusammenkommen oder um über 

eine allgemeine Analyse der derzeitigen politischen Lage bzw. eine Abstimmung 

außenpolitischer Strategien zu bestimmen. Die zunehmende Bedeutung von solchen 

internationalen Verhandlungsforen vereinigt die verschiedensten Akteure, wie Diplomaten, 

Journalisten und Vertretern von internationalen Organisationen, 

Nichtregierungsorganisationen (NGOs), sowie Aktivistengruppen.  

Die multilaterale Diplomatie, welche in den Konferenzen eingesetzt wird hat vor 

allem in den internationalen Organisationen eine große Bedeutung. Dies hat mitunter den 

Grund, dass durch multilaterale Diplomatie eine größere Möglichkeit erzielt werden kann, um 

ein erfolgreiches Verhandlungsergebnis zu bekommen. Denn durch eine solche Konferenz 

kann in der Außenpolitik auf bestimmte Fragen konzentriert werden, ohne jegliche 

Teilnehmer auszublenden. Dies sorgt aber gleichzeitig einen gewissen Entscheidungsdruck, 

der die Teilnehmer durchaus dazu zwingen kann Kooperationsgemeinschaften zu bilden, 

welche dieselben Interessen teilen. Denn durch diese Interessengemeinschaft können die Ziele 

der Konferenzen sozusagen aufgeteilt werden, um problembezogene Lösungen effektiver 

erreichen zu können. Meist wird zu Konferenzende eine Vereinbarung von 

Rahmenbedingungen festgelegt und innerhalb dieses Rahmens müssen letztendlich die 

Lösungsvorschläge sein. 	
  

Dies kann andererseits dazu führen, dass die Konferenzdiplomatie vom Zeitdruck 

belastet wird, wie beispielsweise die Publizität von den Lösungsvorschlägen. Die Publizität 
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hängt auch in gewisser Hinsicht mit einem Erfolgszwang zusammen, welcher meist durch die 

Medienwirksamkeit auf internationalen Konferenzen verursacht wird. Wenn die 

Lösungsfindung außerhalb der Konferenz stattfinden soll, besteht allerdings die Gefahr einen 

eingeengten Verhandlungsspielraum zu haben, welcher beispielsweise durch die öffentliche 

Meinung oder anderen innenpolitischen Faktoren entsteht.	
  

Insgesamt sind die Einflussmöglichkeiten von staatlichen Delegationen auf 

internationalen Konferenzen und Organisationen an die dazu gehörige Machtposition des 

betreffenden Staates in der internationalen Politik gebunden, welche die Macht als 

Verfügungsgewalt ansieht, die über bestimmte zum Handeln befähigende Ressourcen einsetzt, 

um zwischenstaatliche Beziehungen aufrecht zu erhalten (vgl. Rittberger 1994:106). 

Inwiefern eine Delegation aber Einfluss darauf hat, ihr eigenes nationales Interesse auf einer 

multinationalen Konferenz ausüben zu können, hängt davon ab wie groß die gesendete 

Delegation ist, über welches Fachwissen diese verfügt, welches Verhandlungspotenzial diese 

während der Konferenz ausüben kann und welche signifikante Rolle ihr Staat innerhalb des 

internationalen politischen System hat. Genau diese Rangordnung kann meist ein Problem 

darstellen, denn je mächtiger ein Staat ist, desto mehr ist es bereit eine Unterstützer- bzw. 

Geberrolle für internationale Organisationen einzugehen. Dadurch stehen diese in einer 

höherrangigen Position als alle anderen Länder und stellen ein Abhängigkeitsverhältnis 

gegenüber der Organisation dar, welche meist über die letztendlichen Entscheidungen 

bestimmen.  

	
  
,,Der Machtunterschied im Entscheidungsprozess von Konferenzen und internationalen Organisationen kann 

allerdings nicht nur von einer problem- oder politikfeldspezifischen Macht [...] bestimmt sein [...] sondern 

gerade aufgrund seines Machtpotenzials auch in anderen Bereichen (wirtschaftlich, militärisch, kulturell etc.) 

Einfluss nehmen.’’ (Wilhelm 2006:186) 

	
  

Von einer umfassenden Macht kann also erst dann gesprochen werden, wenn ein Staat 

über ausreichende Machtmittel besitzt, die als Drohpotenzial gegenüber schwächeren Staaten 

einzusetzen und diese in einer dieser Konferenzen bei der Entscheidungsfindung über die 

Beschlüsse zu steuern. Das beste Beispiel ist hierzu die Bestimmung über den neuen 

Präsidenten des Internationalen Währungsfonds (IWF) Ende der neunziger Jahre, die 

zwischen den USA und den europäischen Regierungen getragen wurde und letztendlich die 

ökonomische Stärke durch finanzielle Unterstützung als Mittel eingesetzt wurde, um das 

nationale Interesse eines Staates zu verfolgen (vgl. Wilhelm 2006:186).  
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Die Konferenzdiplomatie ist also eher von strukturellen als hierarchisch bestimmten 

Macht- und Beziehungsstrukturen bestimmt, denn ob sie sich als erfolgreich erweist, hängt 

von der Prozedur bzw. vom Ablauf der Konferenz ab. Eine Konferenzdiplomatie hat aber 

nicht immer die Größe einer internationalen Konferenz, kann aber auch in eher kleinem Kreis 

stattfinden, welche vielmehr als Korridordiplomatie angesehen werden kann (vgl. Wilhelm 

2006:187).	
  

Zusammenfassend ist multilaterale Diplomatie also nicht nur durch technologische 

Entwicklung und zunehmenden globalen Problemen, wie beispielsweise Umweltschutz, 

illegale Einwanderung oder Kriminalität notwendiger geworden, sondern gewinnt bei 

kleineren Staaten an großer Attraktivität, um auf weltpolitische Prozesse Einfluss zu nehmen 

und letztendlich eröffnet sie auch Chancen auf kollektive internationale Aktionen durch 

internationale Organisationen einen gewissen Einfluss auf die größeren Mächte auszuüben 

(vgl. Wilhelm nach Leigh-Pippard 2006: 187). 

	
  

 

 

2.1.4.3. Die Gipfeldiplomatie	
  

	
  

Während des zwanzigsten Jahrhundert entwickelte sich die Gipfeldiplomatie als neue 

Quelle außenpolitischer Praxis und ging mit hohen Erwartungen auf die internationale 

Öffentlichkeit zu. In dieser Form von Diplomatie kommen die höchsten Staats- und 

Regierungschefs auf sogenannten Gipfeltreffen zusammen, um Lösungen von grundlegenden 

Streitfragen und Problemen zu besprechen, die letztendlich abhängig von der jeweiligen 

Persönlichkeit des Regierungsträgers sind (vgl. Wilhelm 2006:188). Beispielsweise wurde die 

außenpolitische Rolle der Sowjetunion gegen Ende des Kalten Krieges auf so einem 

Gipfeltreffen bestimmt. 	
  

Durch die erhebliche Entwicklung von Verkehrsmittel und den neuen 

Kommunikationstechnologien ist das Ausrufen von solchen Gipfelgesprächen erleichtert 

worden. Diese Möglichkeit innerhalb kürzester Zeit Verhandlungen ausrufen zu können, in 

der die wichtigsten Staatsvertreter anwesend sind, wird auch Shuttle Diplomatie genannt (vgl. 

Wilhelm 2006:188). Zu den bekanntesten und regelmäßigsten Gipfeltreffen sind Foren wie 

die Gruppe der Acht (G-8), der acht wirtschaftlich mächtigsten Länder weltweit. Durch solche 

Foren ist das Interesse der öffentlichen Meinung an diplomatischen Ereignissen insgesamt 



	
  
	
  

32	
  

gewachsen und hat durch den Anspruch auf Informationen die Funktion der Medien erheblich 

vergrößert. Denn diese dokumentieren den gesamten Verlauf und das Ergebnis des 

Gipfeltreffens und präsentieren diese auch in den Medien. Die Gipfeldiplomatie hat einen 

neuen Blick zwischenstaatliche Beziehungen zu demonstrieren. Denn durch persönliche 

Kontakte kann gegenseitiges Vertrauen ausgebaut werden, das unter anderem festgefahrene 

Konflikte durchbrechen, sowie Missverständnissen und Fehleinschätzungen vorbeugen kann. 

Dies funktioniert aber nur dann, wenn sich die Staatschefs untereinander sympathisch finden, 

falls diese sich nicht mögen, kann dies beiderseitige Arbeitsbeziehungen erheblich schaden, 

deshalb ist die Persönlichkeit eines Regierungschefs bei der Gipfeldiplomatie von größter 

Bedeutung.  

Trotz eines gemeinsamen Verhandlungsergebnisses besteht bei der Gipfeldiplomatie 

die Gefahr die unterschiedliche Schlüsse zu erzielen, welche über die verschiedenen 

Interpretationen der Staatschefs über die Relevanz der Problematik bestimmt sind. 	
  

	
  

	
  

	
  

2.1.4.4. Die Diplomatie im Wandel	
  

	
  

Zusammenfassend sollen die Veränderungsprozesse der Diplomatie in diesem Kapitel 

aufgezählt werden, um einen gewissen Überblick zu verschaffen. Bei den Akteuren in der 

diplomatischen Welt sind einige Veränderungen dazu gekommen, vor allem neue signifikante 

Akteure sind hinzugekommen. Sogenannte nicht-diplomatische Akteure aus der Wissenschaft, 

den Medien, der Industrie, dem Militär und der Politik, sowie der Gesellschaft nehmen eine 

erhebliche ergänzende Rolle wahr. Durch die Veränderung des Medien- bzw. 

Informationszeitalters hat die Diplomatie nicht nur allein über zwischenstaatliche 

Beziehungen und die Durchsetzung der außenpolitischen Ziele zu achten, sondern muss sich 

auch Gedanken über ihr Auftreten in der Öffentlichkeit machen.  

Durch diese neue Aufgabe steht die Diplomatie als neuer Akteur der auswärtigen 

Kulturpolitik um ein positives Wahrnehmungsbild des eigenen Landes im Ausland zu 

bewahren. Durch moderne Kommunikationstechnologien wird das Informationsangebot 

ebenfalls erhöht. Hinzu kommen Medienberichte, die aber niemals einen Ersatz für die 

diplomatische Funktion der Informationssammlung und -verarbeitung sein können. Denn 

diese haben die primäre Funktion ein Interesse und keine politische Analyse zu schaffen: 	
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,,[T]hey typically parachute reporters into a crisis situation, even though those reporters have a little historical 

background, knowledge of the local languages, or adequate sources of information on current crisis arenas [...] 

Reporters emphasize drama; [...] In short, the public media are no substitute for professional analysis that must 

be the basis for government policy.’’ (Wilhelm nach Holsti 2004:207)	
  
 

 

Doch Staaten, die nur wenige diplomatische Einrichtungen zu anderen Staaten oder 

internationalen Organisationen verfügen, können Medienberichten durchaus wertvolle 

Informationsquellen sein. 	
  

Durch die Globalisierung wie auch immer, werden innenpolitische Themen, wie 

Gesundheits- oder Umweltpolitik zu globalen Themen, welche zugleich eine der neuen 

diplomatischen Tätigkeiten wurden. Es findet sozusagen eine Demokratisierung der 

Diplomatie durch das Aufkommen der neuen Akteure statt, welche zu einer weiteren 

Entfaltung des diplomatischen Handlungsfeldes führt. Immer noch gleich geblieben ist die 

diplomatische Aufgabe, den Status der Sicherheit der Auslandsvertretungen und die Pflege 

der zwischenstaatlichen Beziehungen zu bewahren.	
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3. Leitlinien der indonesischen Außenpolitik 
	
  

Die Relevanz der Außenpolitik eines Staates ist nicht zu unterschätzen, vor allem weil 

diese verschiedene Bereiche des politischen Handlungsraumes, wie die Sicherheitspolitik oder 

Wirtschaftspolitik umfasst. ,,Im klassischen Sinne [...] wird Außenpolitik als die Politik eines 

Staates gegenüber seiner auswärtigen Umwelt verstanden.’’ (Wilhelm 2006:8) Alle Absichten 

und Handlungen in diesem Spielraum werden an die verschiedensten politischen Akteure 

außerhalb des eigenen Territoriums gerichtet. Das Produkt dieser außenpolitischen Aktionen 

und Reaktionen ist streng genommen den internationalen Beziehungen anzusehen. 	
  

	
  
,,Unter den internationalen Beziehungen sind die politischen Beziehungen zu verstehen, die von den Staaten im 

internationalen System aufrechterhalten werden.’’ (Czempiel 2004:3) 	
  
	
  

Die internationalen Beziehungen sind im eigentlichen Sinn das Ergebnis politischer 

Entscheidungen, die sich gemeinsam vordergründig dem Frieden widmen. In der 

Politikwissenschaft wird vom Gegenstand der internationalen Politik gesprochen. Diese ist 

eine Disziplin, die in der Regel die Außenpolitik analysiert, wobei immer die Aktion eines 

Staates im Fokus liegt. Somit dürfen diese Analysen der Außenpolitik einfach nicht aus den 

Internationalen Beziehungen ausgegliedert werden. 	
  

	
  
,,Sie findet im Modus der Diplomatie und bilateralen Verträge, über internationale politische Institutionen 

(formelle Organisationen, Netzwerke oder Vertragswerke) und über offene Gewalt bis hin zu Kriegen statt.’’ 

(Brand 2010:213) 	
  
	
  

Diese Disziplin kann sowohl auf analytischem Niveau der Interaktion, sowie auf dem 

konstituierenden Niveau untersucht werden.  Eine theoretische Ausrichtung aufzubereiten ist 

in diesem Feld schwierig. 	
  

	
  
,,Im Unterschied zur Geschichtswissenschaft ist die Politikwissenschaft stets auf allgemeine Aussagen 

angewiesen. Sie kann deren Reichweite begrenzen, aber nicht (...) auf die Einmaligkeit absenken.’’ (Czempiel 

2004:4) 	
  
Allgemein werden aber drei bekannte Theorienstränge innerhalb dieser Disziplin 

aufgelistet. Zum einen gab es die Debatte, vor allem nach dem Ersten und Zweiten Weltkrieg, 
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zwischen Realismus und Idealismus. Danach folgte in den 1960er Jahren die zwischen den 

Traditionalisten und Szienisten und zuletzt kam es zur Gegenüberstellung ab den 1980er 

Jahren der Neorealisten und Globalisten. Die innerstaatlichen Verhandlungen und 

Interaktionen innerhalb dieser Disziplin nennt sich Diplomatie.  

Viele Länder wurden mit den verschiedensten Bereichen konfrontiert, die ihre eigenen 

Bürger schützen sollen. Zum einen entstand eine zunehmende Suche nach Gemeinsamkeiten 

im Land, welche aber auch Unterschiede in der Welt hervorhebt. Diplomatie ist ein Mittel 

zum allgemeinen Zweck der internationalen Politik, welche als Konfliktbearbeitung dient. 

Außerdem soll auch die anarchische Struktur des internationalen Systems laut den Realisten 

geregelt werden (vgl. Hyde-Price 2006:220). Um diese Bedingungen zu erfüllen, muss das 

Verhalten der Akteure bei jeder Verhandlung neutralisiert werden, sodass keine Emotionen 

bei der Konfliktlösung hervorscheinen.  

Dies kann nur durch Zuspruch (negotiations) der Diplomaten erfolgen. Durch das 

Konzept des ,,Sicherheitsdilemmas’’ (Herz 1950), das ein großes Misstrauen gegenüber der 

internationalen Welt und ein ständiger Wettbewerb zwischen Staaten fördert, wuchs der 

Gedanke zu einer Zusammenarbeit, dass schlussendlich Frieden in der internationalen Welt 

herstellen soll. Dabei werden aber innerhalb dieses Prozesses natürlich auch einzelne 

Interessen der jeweiligen Akteure in der Diskussion eine Rolle spielen. Durch diese Interessen 

ist auch die Rangordnung im internationalen Gefüge geregelt. Denn je mächtiger ein Staat ist, 

desto höher steht dieser in der Rangordnung. 	
  

In der Phase nach der Unabhängigkeit wird von einer kurzen Phase der 

parlamentarischen Demokratie gesprochen, die vor allem das freie und aktive außenpolitische 

Verhalten prägen: ,,Insgesamt lässt sich die Außenpolitik dieser Phase am ehesten als passiver 

Pragmatismus umschreiben.’’ (Rüland 2001:900) Zu dieser Zeit gab es zwei Stränge der 

außenpolitischen Bemühungen. Ersteres ist der passive Pragmatismus durch moderne Islam-

Parteien, die versuchen ihre Regierung mit den USA zu verknüpfen. Andererseits ist die 

Hattasche Formel (bebas dan aktif – frei und aktiv) durch die Afroasiatische 

Solidaritätskonferenz positiv in Erinnerung geblieben, da diese praktisch als Plattform für die 

Anfänge der Blockfreienbewegung galt (vgl. Rüland 2001:900). 	
  

	
  
,Ihre machtpolitische Basis hatte sie in einer prekären Allianz Sukarnos mit dem Militär und der PKI. [...] Für 

Außenminister Subandrio war die indonesische Diplomatie ein Instrument der Revolution.’’ (Rüland 2001:901)	
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Mit dieser Führungseinstellung steht Indonesien der westlichen Politik und dem 

Kapitalismus feindlich gegenüber. Somit lehnte sich Indonesien eher dem sozialistischen 

Lager zur und verbündete sich mit der Sowjetunion, sowie der Volksrepublik China. Sukarno, 

Indonesiens erster Präsident, wurde bei einem Putsch von General Suharto entmachtet, wobei 

daraufhin eine radikale Änderung in der Politik folgte. Diese Ära ist auch bekannt als Neue 

Ordnung (Orde Baru). An erster Stelle zielte die Neue Ordnung auf einen Wiederaufbau der 

Volkswirtschaft ab:  

	
  
,,Voraussetzungen dafür war die Einwerbung von Entwicklungshilfe und die Schaffung günstiger 

Anlagebedingungen für ausländische Direktinvestitionen. [...] Vertrauenskapital galt es dabei insbesondere bei 

den westlichen Geberländern zu bilden.’’ (Rüland 2001:901f.)	
  
	
  

Die Politik der Neuen Ordnung eröffnete die Toren zur einstigen freien und aktiven 

Außenpolitik. Denn mit einer Hinwendung zum Westen und durchaus erfolgreichen 

wirtschaftlichen Entwicklungserfolgen wuchs Indonesiens Außenpolitik zu einem aktiveren 

Profil. Es kam zu einer Anzahl von wirtschaftlichen sowie diplomatischen Erfolgen, wie 

beispielsweise die westliche Kritik an Menschenrechtsverletzungen und Demokratiedefizite. 

Die Regierung argumentierte selbstbewusst auf Verweis einer andersartigen Kultur und 

Geschichte Asiens: 	
  

	
  
,,Dem westlichen Anspruch universal gültiger Menschenrechte wurde der Relativismus der asiatischen 

Wertehypothese entgegengehalten. So scheute sich Indonesien nicht, die Entwicklungszusammenarbeit mit den 

Niederlanden abzubrechen.’’ (Rüland  2001:904)	
  
 

Suhartos Ära endete demnach durch eine Studentenrevolte in 1998. Hinzu kommt die 

Asienkriese zur Schwächung der indonesischen Außenpolitik. Außerdem erlitt Indonesiens 

Ansehen in der internationalen Welt einen Bruch welches durch den Osttimor-Konflikt 

initiiert wurde. Mit einem Votum für ein Referendum über einen von ihr vorgelegten 

Autonomieplan erlangt Osttimor die Unabhängigkeit des Territoriums (vgl. Rüland  

2001:905). 	
  

Mit zunehmenden Herausforderungen verfolgt das Land mittlerweile eine 

multilaterale Außenpolitik:	
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,,Mit der zunehmenden globalen Verflechtung auf wirtschaftlicher, kultureller und gesellschaftlicher Ebene sind 

Nationalstaaten heute gezwungen, nicht nur bilateral, sondern in übergeordneten kooperativen Verbundsystemen 

verstärkt multilateral zu agieren. Dabei kommt der außenpolitischen Selbsteinbindung in solche Systeme immer 

größere Bedeutung zu. So übertragen Nationalstaaten Teile ihrer Kompetenzen auf übergeordnete 

Organisationen.’’ (Lexikon)	
  
 

Das Land mit der viertgrößten Bevölkerung weltweit ist eine aufsteigende 

Regionalmacht. Von einem militärisch dominierten Zentralstaat entwickelte sich Indonesien 

regional sowie global. Als Regionalmacht positioniert sich das Land als treibende Kraft 

zwischen den ASEAN Ländern. Global schreitet der Staat mit seinen bilateralen 

Partnerschaften mit Großmächten, wie die USA und China fort. Außerdem orientiert sich 

Indonesien an globalen Themen, wie Klimawandel, Demokratieförderung und engagiert sich 

in internationalen Institutionen wie der Gruppe der zwanzig wichtigsten Industrie- und 

Schwellenländer (G20) und anderen Organisationen. Indonesien gehört somit zu den 

dominierenden Ländern Südostasiens und muss somit als aufsteigende Regionalmacht erfasst 

werden. 	
  

Zusammenfassend kann gesehen werden, dass die indonesische Außenpolitik zwar 

verschiedene Phasen durch die verschiedenen Führungspersonen durchlebt hat, so bestehen 

dennoch Kontinuitäten in einigen Grundprinzipien. Vor allem die Hattasche Formel von freier 

und aktiver Außenpolitik wurde beispielsweise vom General Suharto weitergeführt. Zudem 

hat Indonesien vor allem in den internationalen Organisationen, wie bei der ASEAN die 

vorrangige Aufgabe der Gleichgewichtsbildung:  

 

	
  
,,[Sie] dient ihm in erster Linie als Schutzschild gegenüber chinesischen Hegemoniebestrebungen. Gleiches gilt 

für die von Indonesien propagierte frühe Aufnahme Vietnams in den Verbund, der damit gegen China gestärkt 

werden sollte.’’ (Rüland 2001:906) 

	
  

Zu den Entscheidungsprozessen gehörte das Militär ebenfalls dazu, da dieses deutlich 

an politischem Einfluss gewonnen hatte. Allerdings ist in Indonesien, anders als in 

beispielsweise einzelnen lateinamerikanischen Staaten die unter einer Militärdiktatur regiert 

worden sind, durch die sogenannte dwi-fungsi Staatsführung ein Mittelweg für das Militär 

entwickelt worden. Somit ist das Militär in Indonesien weder unpolitisch noch übernimmt es 

die Staatsführung. Allerdings muss das Militär, außer das Land zu verteidigen eine politische 
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Mitsprache in soziopolitischen Entscheidungsprozessen bringen. Diese Tatsache muss 

unbedingt beachtet werden, vor allem da in der Außenpolitik das Militär ebenfalls ein 

Mitspracherecht hat: ,,In der Tat beeinflusste das Militär mit seinen 

Bedrohungswahrnehmungen vor allem die China-Politik des Landes in maßgeblicher Weise.’’ 

(Rüland 2001:907) Hinzu gehört auch das Außenministerium zu einem der bedeutendsten 

Akteure in der indonesischen Außenpolitik. Das Außenministerium wurde gleich nach der 

Unabhängigkeitserklärung gegründet. Den größten Einfluss übt in der Außenpolitik aber der 

Präsident aus, vor allem zur Suharto-Ära wurde die sogenannte Gipfeldiplomatie angewendet.	
  

	
  

	
  

	
  

3. 1. Einblick in die Unabhängigkeitswerdung Indonesiens	
  

	
  

Nach fast über 300 Jahren Kolonialmacht der Niederländer über Indonesien folgte ein 

Unabhängigkeitskampf, durch den eine sogenannte revolutionäre Diplomatie erreicht worden 

ist. ,,Nachdem die internationale Gemeinschaft einmütig gegen die „Zweite Polizeiaktion" 

Stellung genommen hatte und die USA sogar mit einem Ende der Marshall-Hilfe gedroht 

hatten, blieb den Niederlanden nichts anderes übrig, als diesem Druck nachzugeben.’’ 

(INTERREG o.A)	
  

Nach der Souveränitätsübergabe war Indonesien praktisch auf sich alleine gestellt, da 

nur wenige Länder die junge Republik anerkannten: 	
  

	
  

	
  
,,die Hoffnung auf den Antikolonialismus der USA erwies sich zunächst als trügerisch. So waren es lediglich 

Australien und einige islamische Staaten des Mittleren Ostens, die die junge Republik anerkannten.’’ (Rüland  

2001:900) 
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Deshalb war die Diplomatie als einzig mögliches Instrument der Außenpolitik gegen 

die Holländer eingesetzt worden. Dabei war das Ziel noch von den Niederlanden besetzte 

Territorien Indonesiens wiederzuerlangen. Seit der Unabhängigkeit des Landes 1945 spielte 

Diplomatie in der Außenpolitik Indonesiens eine wichtige Rolle. Vor allem 1945-1949 wurde 

verstärkt zur Sicherung der Souveränität gegen die Holländer diplomatisch agiert. Aber nicht 

nur gegen die Niederländer musste über Indonesiens Territorien verhandelt werden, sondern 

auch gegen die Japaner, die von 1942-1945 Teile Indonesiens okkupiert hatten. 	
  
 

,,Indonesia was recognized by the other independent countries in the world, and on September 28, 1950, she 

became the sixtienth member of the United Nations. The new Republic of the United States of Indonesia, which 

was later transformed (on August 17, 1950) into a unitary state, the Republic of Indonesia, was confronted with 

immense problems of nation-building upon her entry into the community of independent nations.’’ (Ide 1973:16) 

	
  

	
  

	
  

3. 2.  Indonesische Diplomatie in Afrika und im Nahen Osten	
  

	
  

Indonesiens Bemühungen um seine Unabhängigkeit hatte viel Sympathie in diversen 

afrikanischen und anderen asiatischen Ländern bekommen. In der Periode um 1945-1949 

baute der damalige Außenminister Sutan Syahrir deshalb verstärkt Beziehungen mit diesen 

Ländern auf. In erste Linie wurde diese Beziehung aufgebaut, um Anerkennung über die 

Unabhängigkeit zu suchen. Speziell für diese Aufgabe wurde H. Rosyidi zum indonesischen 

Vertreter im Mittleren Osten und Afrika, denn die Anerkennung konnte nur mit vielen 

diplomatischen Bemühungen ergattert werden. Erst am 23. März 1946 wurde Indonesiens 

Unabhängigkeit von Ägypten erstmals offiziell anerkannt. Nach diesem erfolgreichen Tag 

wurde ein Enddokument veröffentlicht, das am 18. November im selben Jahr verabschiedet 

wurde.  

Das Enddokument zeigt die Ergebnisse der Konferenz, die von diversen 

Außenministern der arabischen Länder abgehalten wurde. Diese folgenden Länder haben an 

der Konferenz teilgenommen: Ägypten, Irak, Libanon, Saudi Arabien, Syrien, Jemen und 

Jordanien. In diesem Dokument steht auch offiziell die Unabhängigkeit Indonesiens, welches 

international gesehen ihre vollkommene Gültigkeit besitzt. Für eine offizielle Bestätigung in 

Indonesien wurde von diesen Ländern der ägyptische Konsul in Mumbai nach Indonesien 

geschickt.  
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Am 13. März 1947 kam Muhamad Abdul Moneim, ägyptischer Konsul in Yogyakarta 

an, um die holländische Blockade über die international anerkannte Unabhängigkeit zu 

verhindern. Diese Überreichung wurde mit einem zusätzlichen Siegel befestigt. Daraufhin 

wurde ein weiteres Dokument verabschiedet, welches als Krönung angesehen werden kann. 

In dem ,,Treaty of Cordiality and Friendship’’ wurde die neue freundschaftliche Beziehung 

zwischen Ägypten und Indonesien versiegelt. Hierfür unterzeichneten als Vertreter für 

Ägypten der Außen-, sowie Premierminister Mahmoud Fahmy Nokrashy Pasha und für 

Indonesien der stellvertretende Außenminister Agus Salim. Dieser Bund wurde am 10. Juni 

1947 unterschrieben.  

Dies konnte für Indonesien sowohl als erster erfolgreicher Schritt in der 

internationalen Welt, als auch in seinen diplomatischen Bemühungen angesehen werden. Ein 

überraschend anderes, aber durchaus erfreuliches Ergebnis für alle bisherigen diplomatischen 

Bemühungen Indonesiens kam aus den ägyptischen Medien. Die Massenmedien vor Ort 

zeigten ihre Unterstützung durch die Live-Übertragung dieser neu geschlossenen 

freundschaftlichen Beziehung.  

Es wurde davor sogar gezeigt, wie der Botschafter für die Niederlande in Kairo 

unbedingt den Außenminister treffen wollte, um diese Unterzeichnung zu verhindern, welches 

ihm letztendlich nicht gelungen ist. Daraufhin fand eine Konferenz bezüglich Indonesien in 

Neu Delhi statt. Äthiopien und Ägypten waren die ersten Länder, die ihre Vertreter dorthin 

geschickt hatten. Dieses Treffen fand vom 20.-23. Jänner 1949 statt. Es haben folgende 

Länder an diesem teilgenommen: Afghanistan, Australien, Burma (heute Myanmar), Ceylon 

(heute Sri Lanka), China, Indien, Irak, Libanon, Nepal, Neuseeland, Pakistan, Philippinen, 

Saudi Arabien, Syrien und Thailand (vgl. Suryokusumo 2004:105). Letzteres hatte aber nur 

eine sogenannte ,,Aufsichtsrolle’’. Es bestand die Gefahr, dass das holländische Militär in 

dieser Konferenz mitmischt und zugleich für Aufruhr sorgt.	
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3. 3.  Die Erfolglosigkeit des Linggardjati Abkommens 

 

,,Het Accoord van Linggadjati (The Linggadjati Agreement) [...] was nothing (else) but a political 

trick conceived by Japan, in order to create more political difficulties for the allied forces who had the 

task to occupy that territory after Japan’s defeat. They were of the opinion that when the Dutch 

administration with enough troops and means of communications could be in Indonesia [...] the Dutch 

rule could be easily reestablished. This point of view appeared to be a flagrant miscalculation and 

proof of a lack of knowledge on the part of the Dutch about what was going on in Indonesia.’’ (Ide 

1973:18)	
  
	
  

Indonesien wendete verschiedene Mechanismen an um den Souveränitätsstatus zu 

bewahren, unter anderem fungierte die multilaterale Diplomatie als bestes Mittel diesen zu 

schützen. Dabei nahm Indonesien an den Konferenzen im Sicherheitsrat der Vereinten 

Nationen teil, um über den indonesischen Waffenkonflikt zu diskutieren, welche von der 

ersten Periode 1946 bis in die zweiten Periode vom 1947-1949 gingen (vgl. Suryokusumo 

2004:109). Der Vorsitzende der ukrainischen Delegation forderte vom Sicherheitsrat eine 

genaue Beobachtung über die militärischen Interventionen von britischer Seite in Indonesien, 

denn diese stellt ihrer Meinung nach eine Gefahr für den internationalen Frieden und ihre 

Sicherheit dar. Doch diese Forderung wurde vom Forum abgelehnt. 

Zu dieser Zeit waren zwei verschiedene Autoritäten in Indonesien, einerseits die 

Briten als militärische Macht und andererseits waren die Holländer für die politische 

Verwaltung Indonesiens verantwortlich. Die Briten  bedrängten die nationalistische 

Bewegung in Indonesien, um bei dem Unabhängigkeitsprozess intervenieren zu können. Die 

militärische Präsenz in Indonesien wurde bewusst von der britischen Regierung geschickt, um 

den Konflikt zwischen den Holländern und Indonesiern beenden zu können. 

Die Holländer waren als ehemalige Kolonialmacht Indonesiens noch nicht bereit den 

Souveränitätsstatus Indonesiens anzuerkennen, deshalb versuchten sie eine bilaterale 

Diplomatie auszuhandeln. Diese erfolgte durch das Linggardjati Abkommen. Im November 

1946 wie auch immer, schlossen Indonesien und die Niederländer also den Vertrag von 

Linggardjati ab. Dieser Vertrag besagt, dass beide Seiten auf die Unabhängigkeit der 

restlichen besetzten Staaten einig sind, die allerdings in einer Union mit den Niederlanden 

verbunden bleiben sollen. Dies ist vor allem für die holländische koloniale Administration 

wichtig. Bei der Ausrufung über die Unabhängigkeit Indonesiens wurde die Aufteilung des 

Landes in acht verschiedene Provinzen festgelegt, um die territoriale Festlegung des Landes 
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im Überblick zu haben. Die Niederländer versuchten immer wieder eine Föderation 

aufzubauen, damit gewisse Territorien niederländisch bleiben. Jegliche Vorschläge von dieser 

Art wurden von der indonesischen Regierung abgewiesen, da diese gegen die Proklamation 

entspricht. 

Aus diesem Abkommen können insgesamt vier wichtige Aussagen herausgenommen 

werden. Die Niederländer kannten de facto nur drei von den acht Provinzen als das 

Territorium der Republik Indonesiens an und zwar: Java, Sumatra und Madura. Außerdem 

müssen die Holländer das indonesische Territorium bis spätestens 01. Jänner 1949 verlassen 

(vgl. Kosim 2012:58f.). Beide Seiten waren sich einig das Gebiet als Vereinigte Staaten 

Indonesien anzuerkennen, welches sich RIS (Republik Indonesia Serikat) nannte. RIS soll mit 

den Niederlanden trotzdem verbunden bleiben und zwar soll sich Indonesien an 

der ,,Commonwealth of Netherlands-Indonesia’’ anschließen und dabei steht die Königin der 

Niederlande als Oberhaupt der Staatengemeinschaft. 

Das Linggardjati Abkommen wird von vielen Seiten kritisiert. Die Bevölkerung 

Indonesiens ist der Meinung, wenn der Staat seine Unabhängigkeit bereits erlangt hatte, sollte 

er auch keine Abkommen eingehen, sondern seinen Unabhängigkeitsstatus ohne jegliche 

Ausreden bewahren. Dieses Abkommen ist deshalb erfolglos geblieben, weil zwischen 

Indonesien und den Niederlanden zu verschiedene Betrachtungsweisen existieren, um dieses 

Abkommen eingehen zu können.  

Es kam deshalb zu einer späteren Erneuerung des Vertrages, welches sich Renville 

Vertrag nennt.  
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3. 4. Die Rolle der Vereinigten Nationen im Renville Vertrag 	
  

	
  

Der Renville Vertrag wurde nach dem gleichnamigen amerikanischen Kriegsschiff 

unterzeichnet, der den Waffenstillstand zwischen Indonesien und den Niederlanden schriftlich 

bestätigen soll. Dieses Zusammenkommen wurde von einem Komitee unterstützt, bestehend 

aus drei verschiedenen Staaten: Australien, Belgien und den USA.  

In diesem Vertrag erkannte die Niederlande nur Sumatra, Yogyakarta und Zentraljava 

als Republik Indonesiens an. Das indonesische Militär muss sich von den bisher besetzten 

Regionen abziehen, bis auf Zentraljava. Daraufhin wurde eine strikte Abgrenzung zwischen 

dem offiziellen Territorium der Republik Indonesiens gezogen und zwar bestehend aus den 

drei Regionen: Sumatra, Yogyakarta und Zentraljava und den restlichen von den Holländern 

besetzten Regionen (vgl. Kosim 2012:58f.).  

Dennoch war dieser Wiederholungsversuch gescheitert, da das Enddokument nicht 

Indonesiens Erwartungen entsprechen:	
  

	
  
,,Seit 300 Jahren ist Indonesien die Quelle von Hollands Wohlstand. Der hier angesammelte Kolonialbesitz hat 

einen Wert von zwei Milliarden Dollar. Holland will deshalb nicht vor dem erwachenden asiatischen 

Nationalismus kapitulieren. In dem Waffenstillstands-Vertrag hat es sich eine entmilitarisierte Zone entlang der 

sogenannten Van-Mook-Linie vorbehalten, die ihm die vorläufige Kontrolle über die produktivsten Gebiete 

Javas und Sumatras sichert.’’ (Spiegel 1948)	
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3. 5. Der runde Tisch in Den Haag	
  

	
  

Bisher verhandelten die Niederlande mit Indonesien nur mit Gewalt, deshalb wurden 

durch eine bilaterale Diplomatie die bisherigen Verträge und Abkommen entwickelt. Da beide 

Verträge letztendlich zu keinem Entschluss führten, kam es zu einer ,,Round-Table-

Conference’’.  

Das Treffen am runden Tisch in Den Haag soll festlegen, dass Indonesien trotz 

Unabhängigkeit mit den Niederlanden in einer Union verbunden bleiben sollte. Diese Union 

sieht sich als Staatengemeinschaft zwischen den Niederlanden und Indonesien, wobei die 

Königin der Niederlande die Spitze der Staatengemeinschaft ist.  

	
  

,,The Round Table Conference at The Hague which was held from August to November, 1949, 

between the Dutch government and a delegation representing all Indonesia, ended in an agreement in 

which the Dutch government conceded an unconditional and irrevocable transfer of sovereignity to an 

independent and united Indonesian Republic.’’ (Ide 1973: 16)	
  
	
  

Nach den zwei vorigen Konferenzen, die weniger erfolgreich waren, kann diese 

Zusammenkunft letztlich als gelungen angesehen werden. Denn nur wenige Monate später 

kam es zur formalen Machtübernahme, die schließlich für eine Souveränität Indonesiens 

endete. Nur eine einzige Provinz, nämlich West Papua blieb unter holländischer Verwaltung. 

Um diese Provinz zurückzubekommen, muss sich Indonesien wiederholt den Niederländern 

stellen. Der Kampf um West Papua ist aber noch ungewiss, denn das Übereinkommen über 

West Papua wird auf ein weiteres Jahr verschoben. Deshalb ist in dieser Hinsicht ein 

negativer Effekt aus dieser Konferenz entstanden, obwohl der Souveränitätsstatus Indonesiens 

anerkannt wurde.	
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4. Die Besonderheit des Kalten Krieges 
	
  

Nach dem Zweiten Weltkrieg entstand weltweit eine gewisse Feindschaft, sowie 

Spannung zwischen dem Westen und dem kommunistischen Block Osteuropas, welche den 

Kalten Krieg herbeiführte. Dies wird auch als die Geburtsstunde der internationalen 

Diplomatie angesehen, da auch die Gründung der Vereinten Nationen in diesem Zeitraum 

erfolgte. Der ideologische Kampf in der bipolaren Welt zwischen der Sowjetunion und den 

Vereinigten Staaten wurde flächendeckend in der internationalen Welt geführt. Ihre politische 

Hegemonie erreichten sie nicht nur in den anderen Ländern durch ihre unaufhaltbare Macht, 

sondern  auch durch die jeweilige militärische Waffengewalt. Dies wird auch als die 

Diplomatie des Kalten Krieges angesehen, welche spezifisch für Indonesien als der Weg zur 

Souveränität gilt. Um in dieser bipolaren Welt einen Beitrag zu leisten, kamen die 

afrikanischen und asiatischen Länder zusammen. 	
  

	
  

	
  

	
  

4.1. Die afro-asiatische Konferenz	
  

	
  

Die Afro-asiatische Konferenz bezeichnet ein einwöchiges Treffen von 29 

Delegationen asiatischer und afrikanischer Staaten in der indonesischen Stadt Bandung im 

April 1955. Zum ersten Mal fand damit eine kontinentübergreifende internationale Konferenz 

unabhängiger Staaten ohne Beteiligung der westlichen Großmächte statt. Dieses Ereignis ist 

ein Versuch der neuen Staaten als Kollektiv in der internationalen Politik aufzutreten. Das 

Zusammentreffen in Bandung steht im Rahmen des ersten Kennenlernens und des 

Besprechens der gemeinsamen Ideen und Ziele. Jamie Mackie hebt jedoch auch die 

Besonderheiten der Bandungkonferenz hervor.  

Vor diesem Treffen stellten sich die Teilnehmer der Konferenz die Frage wie die 

politische Unabhängigkeit zu erreichen sei, was auch einer der Gründe diese Konferenz 

einzuberufen war. Im Unterschied dazu stellten sich die Delegationen in Bandung jedoch 

bereits nicht mehr als Vertreter von Befreiungsbewegungen, sondern als Repräsentanten 

unabhängiger Staaten Antworten auf die Frage, wie sie ihre erlangte staatliche Souveränität 

bewahren und ihren politischen Handlungsspielraum erweitern könnten. Angesichts 

vielfältiger Herausforderungen wie der Dekolonisation, Stellvertreterkriege des Kalten 
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Krieges in Asien und des chinesisch-amerikanischen Antagonismus erschien vielen Staaten 

die Option einer engeren Kooperation auf internationaler Ebene attraktiv. Allerdings stellten 

sich noch Fragen wie, inwiefern diese Form der Kooperation aussehen sollte, in welchem 

konkreten Fall eine Kooperation sinnvoll sei und vor allem mit wem es sich lohnte zu 

kooperieren.  Angesichts der Tatsache, dass sich die einzelnen Delegationen der 

teilnehmenden Staaten kaum kannten waren diese zu Beginn der Konferenz alles offene 

Fragen. 	
  

Das Ziel war zu anfangs also nichts anderes als sich untereinander kennenzulernen 

und einen gemeinsamen möglichen Standpunkt in der internationalen Politik auszuarbeiten, 

dies gelang aber nur teilweise. Die einladenden Länder (Indien, Burma, Ceylon [heute: Sri 

Lanka], Indonesien, Pakistan), versuchten historische und regionale Gemeinsamkeiten 

zwischen den Teilnehmern hervorzuheben, um potentielle Streitpunkte im Voraus zu 

entschärfen 

Doch während der Konferenz wurden auch die Divergenzen zwischen den 

Teilnehmern und der Einfluss des Kalten Krieges auf die Debatten deutlich. So kam es sogar 

zu heftigen Auseinandersetzungen zwischen den pro-westlichen und blockfreien, sowie 

kommunistischen Delegationen, als es um die Preisfrage ging, ob die sowjetische Herrschaft 

als Kolonialherrschaft zu verurteilen galt. Das Scheitern der Konferenz an diesem Punkt 

konnte dennoch verhindert und letztendlich eine gemeinsame Resolution verabschiedet 

werden. Diese wurden dann schlussendlich in einem Enddokument verewigt. Die 

teilnehmenden Staaten empfingen den Kalten Krieg somit mit einem sogenannten 

Friedensabschluss und einer Einigung zur afro-asiatischen Zusammenarbeit. Die 

Bandungkonferenz ist somit zu einem Symbol der Einigung der damaligen Dritten Welt 

geworden.	
  

Kweku Ampiah stellt die Bandungkonferenz aus einem anderen Blickfeld, nämlich die 

der amerikanischen Sichtweise. Die gesamte westliche Welt lehnte im Prinzip diese 

Konferenz ab, vor allem die USA befürchtete dass die Idee des Kommunismus 

möglicherweise durch diese Konferenz verbreitet werden könnte. Um diese Konferenz zu 

verhindern, übte die USA Druck auf die eigenen Verbündeten aus an dieser Konferenz 

teilzunehmen. Als sie aber bemerkten dass keine Behinderung möglich ist, änderte die USA 

ihre Strategie und schickte eigenhändig eine Delegation nach Bandung aus, um Instruktionen 

und Verhandlungsmuster für die Konferenz zu erstellen, welche in Form von der Abfertigung 

von fertiggestellten vorbereiteten Redemanuskripten aussah. Entgegen aller Befürchtungen im 
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Vorfeld der Konferenz waren die Amerikaner anschließend mit dem Verlauf und dem 

Ergebnis der Konferenz vollkommen zufrieden. Das engagierte Auftreten der eigenen Partner, 

erwies sich für die USA als konferenztauglich. 	
  

Nicht nur die USA wollte diese Konferenz verhindern, auch Großbritannien hatte 

großes Interesse daran diese Zusammenkunft scheitern zu sehen. Im Unterschied zur USA hat 

sie Angst, dass sich durch dieses Forum als Plattform zur Ausbreitung antikolonialer 

Propaganda der asiatischen Länder an den afrikanischen Ländern darstellt. Es waren 

immerhin sechs afrikanische Länder eingeladen, die zum Teil noch unter britischer 

Oberhoheit standen (Zentralafrikanische Föderation und Goldküste). 

 Großbritannien übte so einen diplomatischen Druck auf ihre Kolonien aus, sodass 

sich die Zentralafrikanische Föderation als einziges eingeladenes Land die Teilnahme an der 

Bandungkonferenz absagte. Um ihr Image zu wahren versandte Großbritannien an pro-

westliche Staaten Richtlinien im Umgang mit dem Kolonialismusvorwurf gegen den Westen 

und baten insbesondere die Delegation der Goldküste, als Zeuge für die Wohltaten der 

britischen Kolonialherrschaft aufzutreten. Auch die Briten waren mit dem Auftreten ihrer 

Verbündeten während der Konferenz zufrieden.	
  

Ampiah schrieb Japan eine Sonderrolle zu, da dieses Land prowestlich ist aber 

zugleich in Asien liegt. Aufgrund seiner Expansionsbestrebungen im Zweiten Weltkrieg war 

es politisch allerdings isoliert und musste Reparationen an die überfallenen Staaten zahlen. 

Um diese politische Isolierung zu durchbrechen verbündete sich Japan mit der sozialistischen 

Oppositionspartei und nahm an der Konferenz teil, um Wirtschaftskontakte zu knüpfen und 

die starke Abhängigkeit von den USA zu verringern. Allerdings war es für die japanische 

Regierung schwer abzuschätzen, wie eine japanische Delegation nach dem Zweiten Weltkrieg 

auf einer internationalen Konferenz empfangen und inwiefern die Vergangenheit thematisiert 

werden würde. Deshalb versuchte Japan die USA von den Vorteilen ihrer Teilnahme an der 

Konferenz zu bezirzen.  

Allerdings verteidigten sie keineswegs wie andere Bündnispartner der Amerikaner 

deren Interessen, sondern knüpften eher politische und wirtschaftliche Kontakte in die Region. 

Deshalb ist auch die japanische Bewertung der Konferenz positiv. Durch diese Konferenz 

wurde der eigene politische Handlungsspielraum vergrößert und die Abhängigkeit zur USA 

verringert. (Seite 9 dipl Bem)	
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4.2. Die Initiative der fünf Staatsoberhäupter	
  

	
  

Daraufhin haben sich fünf Staatsoberhäupter zusammengetroffen, die ebenfalls erst 

vor kurzem die Unabhängigkeit ihres Landes feierten, unter ihnen beteiligte sich der 

indonesische Präsident Soekarno. Das Resultat ist ,,The Initiative of Five’’, welches durch die 

Generalversammlung der Vereinten Nationen geregelt wurde:	
  

	
  
,,In view of the present tension in international relations and confident that the Members of the United Nations 

are keenly desirous to reduce this tension and pave the way for the promotion of further efforts for peace.’’ 

(Dokument der Generalversammlung der Vereinten Nationen A/4522, 30.09.1960)	
  
 

Diese fünf Staatschefs überreichten einen Brief und übergaben diesen der 

Generalversammlung mit diesem Inhalt: 	
  

	
  
,,The General Assembly,	
  
Deeply concerned with the recent deterioration in international relations which threatens the world grave 

consequences,	
  
Aware of the great expectancy of the world that this Assembly will assist in helping to prepare the way for the 

easing of world tension,	
  
Conscious of the grave and urgent responsibility that rest on the United Nations to initiate helpful efforts,	
  
Requests, as first urgent step, the President of the Unites States of America and the Chairman of the Council of 

Ministers of the Union of Soviet Socialist Republics to renew their contacts interrupted recently, so that their 

declared willingness to find solutions of the outstanding problems by negotiation may be progressively 

implemented.’’ (Dokument der Generalversammlung der Vereinten Nationen A/4522, 30.09.1960)	
  
	
  

In diesem Sinne hat sich die Generalversammlung der Vereinten Nationen zu einer 

Resolution geeinigt, in der beschlossen wurde, dass alle Länder, die Mitglied in den Vereinten 

Nationen sind im Hinblick zur Friedenssicherung keine gravierenden Aktionen tätigen dürfen, 

welche dieser Friedensbewahrung schaden könnten. Zudem erklärt sich die 

Generalversammlung, dass die Vereinten Nationen innerhalb der internationalen Politik als 

Friedensstifter agieren sollen. Dieser Beschluss steht im Dokument der Generalversammlung 

vom Oktober 1960, mit dem Titel ,,Cooperation of Member States’’:	
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,,The General Assembly,	
  
Deeply concerned by the increase in world tensions, 	
  
Considering that the deterioration in international relations constitutes a grave risk to world peace and 

cooperation,	
  
Conscious that both in the General Assembly and in the world at large it is necessary to arrest this trend in 

international relations and to contribute towards grater harmony among nations irrespective of the differences in 

their political and economic systems, 	
  
1. Urged that all countries, in accordance with the Charter of the United Nations, refrain from actions 

likely to aggravate international tensions;	
  

2. Reaffirms the convictions that the strength of the United Nations rests on the cooperation of its Member 

States which should be forthcoming in full measure so that the Organization becomes a more effective 

instrument for the safeguarding of peace and for the promotion of the economic and social advancement 

of all peoples;	
  

3. Urges further that immediate and constructive step should be adopted in regard to the urgent problems 

concerning the peace of the world and the advancement of its peoples.	
  

4. Appeals to all Member States to use their utmost endeavours to these ends.’’ (Dokument der 

Generalversammlung der Vereinten Nationen 1495 (XV), 17.10.1960)	
  

In diesem Rahmen nutzte der damalige indonesische Präsident den Moment und 

überlieferte eine Rede mit dem Titel ,,To Build the World A New’’. Symbolisch kann durch 

dieses Ereignis und mit der Führungsrolle von Soekarno erstmals eine sogenannte ,,high 

profile diplomacy’’ (Suryokusumo 2004:86) erkannt werden, denn Indonesien wird in der 

internationalen Welt zu dieser Zeit nicht nur als eines der Gründerländer der blockfreien 

Staaten anerkannt, sondern stieg in der Rangliste als eines der ,,middle power’’ 

(Suryokusumo 2004:86), welche die sogenannte Dritte Welt und ihren Interessen vor der 

Generalversammlung vertritt.	
  

	
  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



	
  
	
  

50	
  

4. 3. Die Gründung der blockfreien Staaten bzw. der ,,Diplomatie der Dritten Welt’’	
  

	
  

Aus dieser Initiative folgte die sogenannte Geburtsstunde der ,,Diplomatie der Dritten 

Welt’’, im Westen auch bekannt unter der Bewegung der blockfreien Staaten. Diese 

Bewegung wurde ursprünglich gegründet, um sich selbst nicht in die Abhängigkeit der 

militärischen Hegemonialmacht zu stürzen. Deshalb enthält sich diese internationale Gruppe 

von Staaten dem Ost-West-Konflikt, indem es keinem Militärblock angehört. Hierbei geriet 

das Ziel der Gleichberechtigung zwischen den Mitgliedsstaaten und der wirtschaftlichen 

Entwicklung ins Blickfeld. Um einen Dritten Weltkrieg zu verhindern, glaubte es an die 

friedliche Koexistenz. Durch den immer schnelleren Zuwachs der Organisation verlor sie 

zunehmend an Bedeutung, da es sich nur schwer auf eine gemeinsame Politik einigt. 

Indonesiens Außenpolitik kann aus mehreren Blickpunkten durchleuchtet werden. Sie ist 

zunächst wie auch immer durch die Situation im eigenen Land (Unabhängigkeit von 

Kolonisierung), sowie der bipolaren Weltmächte stark beeinträchtigt. Der Weg der 

Souveränität schafft Indonesien durch die Zusammenarbeit der afro-asiatischen Länder und 

der sogenannten ,,Diplomatie der Vereinigten Staaten’’. 	
  

Das Konzept der Diplomatie der Dritten Welt hatte ihren Ursprung in der 

Generalversammlung der Vereinten Nationen, da ökonomisch unterentwickelte Länder, 

welche vor allem verstärkt in den Kontinenten wie Afrika, Asien, Lateinamerika und dem 

Pazifik liegen, zusammen eine Mehrheit ergeben. Aus diesem Grund verbündeten sie sich und 

gründeten die Gruppe der 77 (G 77). Sie ist prinzipiell nichts anderes als ein loser 

Zusammenschluss von Staaten, welche überwiegend zu den Dritte-Welt-Ländern gezählt 

werden. Die Vereinigung wurde erstmals 1964 im Verlauf der ersten Welthandelskonferenz 

(UNCTAD) in Kairo gegründet und hat heute mittlerweile mehr oder weniger 130 Mitglieder. 

Aus dem losen Zusammenschluss folgt eine relativ schwache Institutionalisierung, welche 

jährlich ein Ministertreffen in New York umfasst und Grundsatzbeschlüsse, die von einem 

Koordinierungsausschuss an regionale Untergruppen in Genf, Nairobi, Paris, Rom und Wien 

weitergegeben werden. Das Hauptziel der G 77 ist es, die Position der Entwicklungsländer 

auf dem Weltmarkt zu verbessern. Auf den Welthandelskonferenzen koordiniert sie die 

Interessen und Ziel der unterentwickelten Staaten, um eine stärkere Verhandlungsposition zu 

erreichen.	
  

An dieser ersten Welthandelskonferenz nahmen insgesamt 28 unterentwickelte 

Ländern teil. In Erinnerung zum Kalten Krieg hebt die Delegation von 
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Regierungsoberhäuptern erneut in der Welthandelskonferenz die Wichtigkeit der friedlichen 

Zusammenarbeit hervor, um unter anderem die Welt vor einer nuklearen Katastrophe zu 

bewahren. In diesem Sinne schickten die blockfreien Staaten ein Dokument an Kennedy und 

Kruschev:	
  

	
  
,,deeply concerned over the present deterioration oft he international situation and a possible war which threatens 

mankind [...] the horror of the modern war and the use of nuclear weapons, which might destroy the human race, 

and has often appealed for the preservation of world peace.’’ (Declaration of the Non Aligned Summit in 

Belgrade, 01.- 06.09.1961)	
  
	
  

Mit dem Auftreten eine Diplomatie der Dritten Welt fanden vermehrt Nord-Süd-

Dialoge statt, in der es hauptsächlich um wirtschaftliche Entwicklungen geht. Durch diese 

Dialoge konnte zudem eine Annäherung der unterentwickelten Staaten mit den 24 OECD 

(Organization for Economic Cooperation and Development) Staaten geschaffen werden. 

Durch diese Verbindung konnte ein Ende der kolonialen Abhängigkeit zwischen dem Norden 

und dem Süden erreicht werden, wobei allerdings die südlichen Staaten trotz allem noch unter 

Konditionen der westlichen Ländern stehen. Denn die Industrieländer boten wirtschaftliche, 

sowie technische Hilfe an, an welche aber allerdings immer Konditionen gebunden sind. 

Diese Kampagne verfolgten die Industrieländer, um den Staaten der Dritten Welt zur 

wirtschaftlichen Entwicklung zu verhelfen. Es bildeten sich wie folgt Foren um diese 

Kampagne unterstützen.  

Die Gründung von ,,Special United Nations Fund for Economic Development 

(SUNFED) steht beispielsweise im Sinne von ökonomischer Unterstützung niedrigen Zinsen, 

im Vergleich zur direkten, staatlichen Unterstützung. Das Veranstalten der 

Welthandelskonferenz (UNCTAD), soll den Handel zwischen den Industrie- und 

Entwicklungsländern erleichtern. Die ,,International Development Association’’ (IDA) steht 

in Zusammenarbeit mit der Weltbank, welche Kredite ohne Zinsen vergibt, die allerdings 

innerhalb von fünfzig Jahren zurückgegeben werden müssen.  
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Zuletzt wurde ,,New International Economic Order’’ (NIEO) gegründet, welche das 

bisherige Wirtschaftssystem zu Gunsten der Entwicklungsländer ändern möchte. Die 

steigende Auslandsverschuldung und die bestehenden wirtschaftlichen Unterschiede zwischen 

Industrie- und Entwicklungsländern haben zur Forderung nach einer Änderung der 

Weltwirtschaftsbeziehungen geführt. Diese Idee kam als Reaktion zur Ölkrise, wobei die 

Forderung nach einem integrierten Rohstoffprogramm ein wesentliches Element ist. In 

diesem Programm sollen bestimmte, ausgewählte Rohstoffe stabilere und angemessenere 

Preise erhalten. 

 

 

 

4 .4. Die indonesisch-chinesische Beziehung 

	
  

1949 wurde die Volksrepublik China gegründet. Damit wurde ein neues Kapitel der 

diplomatischen Beziehungen zwischen China und dem Ausland aufgeschlagen. Bis ca. Ende 

der 1950er Jahre hat China mit der Sowjetunion und allen sozialistischen Ländern 

freundschaftliche Beziehungen aufgenommen und entwickelt. Nach der asiatisch-

afrikanischen Konferenz in Bandung haben manche asiatische und afrikanische Länder 

ebenfalls mit China diplomatische Beziehungen aufgenommen. 1964/1965 kam es zu einer 

Intensivierung von chinesisch-indonesischen bilateralen Kontakten. ,,Die Zusammenarbeit 

beruhte auf einer gemeinsamen Gegnerschaft. [...] Beide Regierungen wandten sich gegen die 

angloamerikanische Dominanz in Südostasien.’’ (Heinzlmeir 1976:60) Der stark 

vorherrschende Nationalismus ist zwar gegen eine chinesische Kooperation, dennoch sah die 

indonesische Regierung in der Hauptstadt Jakarta eine begrenzte Zusammenarbeit als nicht 

bedrohlich an.  

China hingegen hatte das Ziel die britisch-amerikanische Präsenz in Südostasien durch 

eine Kooperation mit Indonesien zu vertreiben. Denn so kann China als eine wirkungsvolle 

Macht in Asien fungieren. Der Grund warum China Indonesien zum Verbündeten wählte war, 

weil das Land durchaus eine dominante Position in Südostasien, vor allem innerhalb der 

malaysischen Inselgruppe hatte. Um Indonesien von der Zusammenarbeit zu überzeugen, 

versprach China Indonesien eine gemeinsame führende Rolle in der asiatischen politischen 

Welt. 	
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,,This chinese strategy was in harmony with President Soekarno’s doctrine of the struggle between the new 

emerging forces and the old established order, which was focused on the elimination of all forms of colonialism, 

or, in other words, the termination of the British and American presence in Southeast Asia.’’ (Ide1973:408)	
  
	
  

Präsident Soekarno bemühte sich eigentlich schon seit den 1950er Jahren um einen 

engeren Kontakt mit Peking, doch der Antisinismus und Antikommunismus in Indonesien 

waren bisherigen Annäherungen ein Hindernis. Viele diplomatische Annäherungen waren von 

der Situation der indonesischen Innenpolitik abhängig. 	
  

1959/60 beispielsweise hatten sich bilaterale Beziehungen zwischen China und 

Indonesien krisenhaft so sehr zugespitzt, dass es in Indonesien zu schweren antichinesischen 

Ausschreitungen kam, sodass daraufhin Indonesier mit chinesischer Herkunft in die 

Volksrepublik China emigrieren mussten.	
  

	
  
,,At the time of the latest census there were about three million Chinese in Indonesia. Of these three million 

persons of Chinese extraction, an estimated one-third possessed dual nationality. This apparently paradoxical 

term was born from the fact that, whereas the Chinese government adhered to the principle of jus sanguinis, by 

which every Chinese, no matter where he is born or chooses to live retains his original nationality [...] the 

provisions on citizenship worked out by the government of the Netherlands [...] were quite different. [...] 

hundreds of thousands of Dutch subjects of Chinese extraction born in Indonesia from Chinese parents or mixed 

marriages [...] were automatically granted Indonesian nationality after the transfer of sovereignty unless, [...] 

they chose not to accept it.’’ (Ide 1973:409)	
  
	
  

Dies stellte nicht nur gesellschaftlich in Indonesien Hürden, sondern auch der enge 

Kontakt des BAPERKI (Badan Perumusjawaratan Kewarganegaraan Indonesia – Beratende 

Körperschaft für Indonesische Staatsangehörigkeit), sowie die kommunistische Partei 

Indonesiens PKI (Partai Komunis Indonesia) stellten politisch eine Zusammenarbeit 

letztendlich doch in Frage. 
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5.  Die ,,revolutionäre’’ Diplomatie 
	
  

Nach der Emanzipations- und Neutralitätspolitik folgt eine sogenannte ,,revolutionäre 

Diplomatie’’ (Suryokusumo 2004:119), in der es um den weiteren Kampf um dazugehörige 

Gebiete, wie West Irian und Osttimor geht. Diese revolutionäre Diplomatie scheint in der 

Literatur ca. 1960-1965 auf im Hinblick auf zwei verschiedene politische Konfrontationen, 

welche Indonesien bewältigen muss. Ersteres ist das Problem West Irians und auf dem 

zweiten Punkt steht die Konfrontation mit Malaysia, sodass Indonesien sogar den Rücktritt 

aus den Vereinten Nationen wagte. 	
  

	
  

	
  

	
  

5. 1. Das Problem: West Papua/ West Irian	
  

	
  

West Irian lag nach der indonesischen Souveränität immer noch in niederländischen 

Händen. Um dieses Territorium wieder zurückgewinnen zu können, agierte Indonesien 

diplomatisch indem es internationale Kontakte knüpft um sich Unterstützung holen zu können, 

beispielsweise bei den anderen afrikanisch-asiatischen Ländern. Das indonesisch-

niederländische Problem um West Irian wurde dann letztendlich auf die Agenda der 

Generalversammlung bei den Vereinten Nationen gestellt. Seit 1954 – 1962 ging die Debatte 

um West Irian, welche letztendlich 1962 an Indonesien zurückging (vgl. Suryokusumo 

2004:120).  

Der amerikanische Botschafter in Jakarta Elsworth Bunker kann sich als Vermittler 

zwischen Indonesien und den Niederlanden sehen. Die Generalversammlung der Vereinten 

Nationen gründete UNTEA (United Nations Temporary Executive Authority) als einen 

spezifischen Bereich, um die Verwaltung West Papuas von niederländischer Seite an die 

indonesische Regierung zu übergeben. Die Vereinten Nationen überließen der Bevölkerung in 

West Papua die Wahl ob die Mehrheit eine Autonomie oder den Anschluss an Indonesien 

bevorzugt. Allerdings steht das Territorium noch unter Schutz der Vereinten Nationen, was 

im Grunde nicht anderes bedeutet, als dass die Wahl West Papua selbst überlassen ist, ob es 

zu Indonesien dazu gehören oder sich trennen will. Nach der Entscheidung West Papuas sich 

an Indonesien anzuschließen wurde der Name der Provinz in ,,Irian Jaya’’ umbenannt. 	
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5. 2. Die Konfrontationspolitik gegenüber Malaysia	
  

	
  

Das Ende der Kolonialzeit in Südostasien verlief unterschiedlich, in einigen Ländern 

wie Indonesien kostete der Befreiungskrieg hohe Opferzahlen, in anderen wie Malaysia 

verlief er relativ friedlich. Es entstanden unter anderem in der Region neue Staaten, da es in 

der vorkolonialen Zeit nur bestimmte Herrschaftsbereiche gibt, aber keine Nationalstaaten mit 

klar definierten Grenzen. Selbst mit der Gründung neuer Staaten wurden nicht alle Grenzen 

eindeutig gezogen. Heutige bekannte Territorien basierten eigentlich eher auf weit vor die 

koloniale Zeit zurückgehenden Traditionen und Überlieferungen. Deshalb stellt die staatliche 

Selbstbestimmung innerhalb dieses Raumes ein großes Problem dar.	
  

 	
   Die ,,konfrontasi’’ Krise ist ebenfalls aus Furcht vor Souveränitätsverlust mit 

nationalen Selbstbewusstsein verbunden. Malaysia wurde 1957 von den Briten in die 

Unabhängigkeit geschickt, woraufhin Streitigkeiten um territoriale Gebiete folgten. Der 

malaysische Staat sorgt um heftigen Widerstand bei den Nachbarstaaten, wie Indonesien und 

den Philippinen. Denn Gebiete, wie Sabah und Sarawak liegen im Norden der Insel Borneo, 

welche zum größten Teil indonesisches Territorium ist. Brunei hingegen blieb vorerst unter 

britischer Verwaltung.  

Soekarno beschloss eine Konfrontationspolitik gegenüber Malaysia zu führen, da er 

der Meinung war, dass sich Malaysia gegen den Vertrag von Manila wendet. In diesem 

Vertrag wurde bereits geregelt welche Territorien welchem Staat gehören. In der 

Konfrontationspolitik geht es um den Krieg gegen die Föderation Malaysia, (bestehend aus 

den Gebieten Malaya, Brunei, Sabah und Sarawak) und Indonesien. Beispielsweise dafür wird 

Kalimantan in vier verschiedene Verwaltungsbereiche geteilt.  Der indonesische Teil liegt im 

südlichen Bereich, welcher sich Kalimantan nennt, während im nördlichen Teil Brunei liegt. 

Aus britischer Sicht will die Kolonie Kalimantan ebenfalls an sich reißen, um diese 

zusammen mit der Föderation Malaysias zusammenzuschließen. Soekarno war auf jeden Fall 

nicht damit einverstanden, dass Malaysia Indonesiens Souveränitätsstatus gefährden kann.  

Insgesamt hat sich die Beziehung zu Indonesien durch die Gründung Malaysias 

verschlechtert. ,,Die Konfrontation wies zu Anfang unverwechselbare Züge einer 

indonesisch-britischen Auseinandersetzung um Interessensphären auf.’’ (Heinzlmeir 1976:66) 

Geprägt von der kolonialen Erfahrung versucht Soekarno durch den immer bedeutsamen 

Einfluss des indonesischen Militärs politische Macht in Südostasien zu demonstrieren. Als 

treibende Kraft in der blockfreien Bewegung kann ihm dieser Versuch durchaus gelingen. 
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Somit propagierte Soekarno die Konfrontationspolitik, in der Indonesien als der souveräne 

neue Staat gilt, dem gegenüber einem neogegründeter Staat wie Malaysia gestellt ist. Doch 

innenpolitisch herrschte eine zunehmende Stabilität in Indonesien, was dazu führte, dass 

oppositionelle Gruppen einfach entmachtet wurden. Zudem wurde die Konfrontationspolitik 

nicht einheitlich in ganz Indonesien unterstützt. Auf Sumatra bestanden schon ewig 

traditionelle Bindungen zu Malaysia und diese Führung gegenüber Malaysia wurde deshalb in 

dieser Region eher skeptisch angesehen.	
  

	
  
,,Die Confrontasi war, neben macht- und wirtschaftspolitischen Anlässen, ideologisch motiviert und 

innenpolitisch bedingt. Sie wurde nicht allein vom Präsidenten verantwortet. Alle bestimmenden 

Machtgruppierungen [...] unterstützen sie, wenn auch aus unterschiedlichen Motiven.’’ (Heinzlmeir 1976:68)	
  
	
  

Denn diese Politik wurde durchaus auch aus antichinesischen Gründen geführt. Aus 

Furcht, dass Malaysia von Überseechinesen dominiert wird, so wie Singapur ihre führende 

Position erreichen konnte, bekam Malaysia eine Wirtschaftsblockade verhängt. Indonesien 

konnte insgesamt seinen Nationalismus beweisen, denn das Militär verhängte über ganz 

Malaysia einen Ausnahmezustand, welches fast unbeschränkte Vollmacht über das gesamte 

Territorium besaß. Dennoch musste sich Indonesien, vor allem das Militär ab ca. 1964 

eingestehen, dass die Konfrontationspolitik schadet. Denn nicht nur wirtschaftlich, wie durch 

die hohen Ausgaben der Ressourcen und des Militärs, sondern auch innenpolitisch 

überforderte diese Politik Indonesien, denn durch diesen Konflikt erreichte die PKI eine 

bedeutende Stellung.	
  

	
  
,,Die Armeeführung achtete darauf [...] nie ernsthaft größere militärische Operationen gegen Malaysia  [...] zu 

haben, [sie] war auch während der Konfrontation nie davon abgekommen, in der PKI ihren Hauptgegner zu 

sehen.’’	
  
	
  

Zusammengefasst ist es schwierig eine umfassende Beschreibung über die 

indonesisch-malaysische Beziehung herzuleiten. Denn unmittelbar nach der Gründung beider 

Staaten stand das Verhältnis problematisch, vor allem durch die Konfrontationspolitik 

Indonesiens, aber andererseits steht zwischen den beiden Staaten eine gewisse enge 

Verbindung durch ihre historisch, kulturell-sprachlichen Wurzeln. Nach der 

Konfrontationspolitik herrschte lang Misstrauen zwischen beiden Ländern, die aber durch 

intensive Beziehungen zwischen den Premierministern Suharto (indonesische Seite) und 
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Tunku Abdul Rahman (malaysische Seite). Als Basis für diese freundschaftliche Beziehung 

stehen die kulturellen, sprachlichen, religiösen, sowie ethnischen Gemeinsamkeiten, obwohl 

natürlich immer noch ein Konkurrenzdenken im Hintergrund herrscht. Dieses Denken wurde 

meist durch die führende Rolle in der blockfreien Bewegung bestimmt.  

Im Vergleich zu Malaysia ist Indonesien zwar der bevölkerungsreichste Staat 

Südostasiens, der dadurch klarerweise über die Führungsmacht aller südostasiatischen Staaten 

beansprucht, dennoch hat Malaysia als relativ kleiner Staat eine durchaus erfolgreiche 

wirtschaftliche Entwicklung geleistet. Denn dieser ist in der Rangliste direkt nach Singapur 

der reichste Staat der Region. ,,Indonesien sieht sich im Verhältnis zu Malaysia gerne als 

„großer Bruder“, und auch die Malaysier selbst verweisen oft auf die engen, brüderlichen 

Beziehungen zwischen den beiden Staaten.’’ (Freistein 2006:20)	
  

	
  

	
  

	
  

5. 3. Der Austritt aus den Vereinten Nationen	
  

	
  

1965 beschloss Indonesien aus den Vereinten Nationen auszutreten, da im selben Jahr 

Malaysia als nicht permanente Vertretung zum UN (United Nations) -Sicherheitsrat 

aufgenommen wurde. Indonesien fand diese Entscheidung als unpassend, denn um eigentlich 

dafür geeignet zu sein, sollte jenes Land gewisse Voraussetzungen erfüllen wie etwa aufgrund 

von der Höhe der Beitragszahlungen oder aufgrund von sicherheitspolitischen Versuchen 

internationalen bzw. regionalen Frieden erzielen. Beide Punkte hat Malaysia in den Augen 

Indonesiens nach der konfrontasi-Krise natürlich nicht erbracht und beschloss daher aus den 

Vereinten Nationen auszutreten. 

	
  

Mit seinem Austritt hatte Indonesien dennoch intensiven internationalen Kontakt und 

hielt an die Prinzipien der Vereinten Nationen fest. Der damalige Generalsekretär der 

Vereinten Nationen war natürlich von dieser Aktion enttäuscht und hoffte darauf Indonesien 

in dem internationalen Kreis wiederaufzunehmen. Dazu kam es auch, denn 1966 verkündete 

Indonesien über ihren Botschafter, der seinen Sitz in den USA hatte, dass Indonesien wieder 

für eine internationale Zusammenarbeit mit den Vereinten Nationen bereit wäre.  
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5.4.  Die indonesisch-amerikanische Beziehung	
  

	
  

Mit dem neo-/kolonialen Hintergrund in der südostasiatischen Region wurde auf die 

angloamerikanische Dominanz nur wenig positiv reagiert. Die indonesisch-amerikanische 

Beziehung hatte sich vor allem zwischen 1964 – 1965 verschlechtert. Indonesien verfolgte zu 

dieser Zeit eine antiamerikanische Propaganda in der afro-asiatischen Staatengemeinschaft, 

im Hinblick der blockfreien Bewegung, sowie eine Konfrontationspolitik gegenüber der 

Föderation Malaysia. Die USA wollte während der konfrontasi-Krise ihre Auslandshilfe zu 

Indonesien einstellen (vgl. Heinzlmeir 1976:53). Indonesien konnte durch diese Tatsache von 

der Konfrontationspolitik dennoch nicht abgeraten werden. Zudem intensivierte sich 

amerikanische Unterstützung gegenüber Malaysia in Form von Wirtschafts- und Militärhilfe. 	
  

Um eine Dominanz im südostasiatischen Raum zu sichern, musste Indonesien die 

angloamerikanische Präsenz schwächen und verbündete sich somit mit Peking. Während sich 

die indonesisch-chinesische Beziehung immer mehr intensivierte, verschlechterte sich die 

indonesisch-amerikanische Beziehung immer mehr. Natürlich war die amerikanische 

Regierung ihre dominante Präsenz im südostasiatischen Raum nicht bereit zu verschenken 

und dies hatte sie Indonesien sehr verständlich gemacht. ,,Als im Herbst 1964 

angloamerikanische Flottenmanöver in den Gewässern um Indonesien und in der Sundastraße 

abgehalten wurden, sah Djakarta darin eine gezielte Machtdemonstration.’’ (Heinzlmeir 

1976:55) Denn immerhin bedeutet die Abgabe ihrer Präsenz in ganz Asien, wichtige 

Wirtschaftsziele und –interessen aufgeben zu müssen. 	
  

Auch wenn die diplomatische Beziehung zwischen Indonesien und der USA ein Tief 

erlitt, bewahrten beide Seiten ihre guten Kontakte in der Armeeführung. Diese gehen bis in 

die 1950er Jahren zurück, in der die USA Ausbildungs- und Ausrüstungshilfe 

bereitstellte. ,,Zumindest gleichrangige Bedeutung kam dem umfangreichen Aus- und 

Fortbildungsprogramm zu, das indonesischen Offizieren in den USA geboten wurde.’’ 

(Heinzlmeir 1976:58) Nicht nur im militärischen und wirtschaftlichen Bereich wurden 

Kontakte geknüpft, denn indonesische Universitäten wurden teilweise ebenfalls personell, 

sowie finanziell von amerikanischen Universitäten unterstützt. 	
  

	
  

	
  

	
  



	
  
	
  

59	
  

	
  

5.5. Die Integration Osttimors 	
  

	
  

Mit der Veränderung der portugiesischen Politik ist auch das Schicksal deren 

eroberten Länder ungewiss. Die Entwicklung dieser Regionen ist verschieden, in Osttimor 

beispielsweise entstanden verschiedene politische Parteien aufgrund der Ungewissheit über 

die politische Verwaltung der Region. Darunter sind Parteien wie Apodeti (Associacao 

Popular Democratica de Timor Pro Referendo - Asosiasi Demokrasi Populer Timor Pro 

Referendum), Fretilin (Frente Revolucionaria do Timor Leste Independente/Front Revolusi 

Kemerdekaan Timor Timur), UDT (Uniao Democratica Timorense/Serikat Demokrasi Timor), 

Kota (Klibur Oan Timor Asuwain/Anak-Anak Pejuang Pegunungan atau Asosiasi Pejuang 

Timor) und Trabalhista (Partido Trabalhista/Partai Buruh Timor). Diese verfolgten eine 

radikale Politik, sodass 1975 dieser ein sozialer Aufstand entsprungen ist. 

 Hauptsächlich ging es dabei um unterschiedliche politische Ansichten. Während die 

Fretilin Partei die Ansichten des ehemaligen portugiesischen Gouverneurs Lemos Pires über 

einen unabhängigen Osttimor teilt, wollen die restlichen Parteien sich Indonesien anschließen 

(vgl. Suryokusumo 2004:161). Der bewaffnete Kampf zwischen der Fretilin Partei und den 

restlichen Parteien wurde von portugiesischer, sowie indonesischer Seite mit 

Waffenlieferungen unterstützt. 

Wie schon erwähnt wurde die Integration Osttimors in den indonesischen Staat von 

Vertretern der vier Parteien unterschrieben (UDT, Apodeti, Kota, Trabalhista). Am 30. 

November 1975 wurde die Forderung Osttimors nach der Balibonschen Deklaration an 

Indonesien weitergeleitet (vgl. Suryokusumo 2004:163). Um eine politische Verwaltung so 

schnell wie möglich herstellen zu können, wurde eine vorübergehende Regierung gebildet. 

Diese Regierung soll daraufhin ihre Forderung an die indonesische Regierung persönlich 

weiterleiten. Dies geschah am 31. Mai 1976 durch den Vorsitzenden der vorübergehenden 

Regierung Osttimors Arnaldo dos Reis Araujo.  

Daraufhin schickte die indonesische Regierung ein eigenes Team (Joint Fact Finding 

Mission) für die Überprüfung der Forderung, ob das Verlangen nach Integration ernst zu 

nehmen ist oder nicht (vgl. Suryokusumo 2004:164). Dieses Team bestätigte die Forderung 

und am 17. Juli 1976 wurde Osttimor offiziell vom Präsidenten als 27. Provinz Indonesiens 

anerkannt.  
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Doch nach der erstmaligen indonesischen Präsenz 1975 wurde die Integration 

Osttimors zu einem internationalen Problem. Sogar in internationalen Foren, wie der 

International Parliamentary Union, Asian Parliamentary Union, der Europäischen Union, den 

Vereinten Nationen und bei den blockfreien Staaten wurde Indonesiens Verhalten gegenüber 

der Forderung Osttimors kritisiert. Denn als einer der Gründer der blockfreien Bewegung 

sollte Indonesien eher eine Dekolonisierung anstatt eine Integration unterstützen, denn es 

riskierte den internationalen Frieden und deren Sicherheit in Gefahr zu bringen. Allein durch 

die indonesische militärische Unterstützung im Befreiungskampf gegen Portugal wurde 

Indonesien heftig im internationalen Umfeld in die Zange genommen. 	
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6. Regionalisierung bzw. Internationalisierung der indonesischen Außenpolitik 	
  

	
  

Durch die Dekolonialisierung kam es im südostasiatischen Raum zu einem 

Strukturbruch, dass  es zum Beispiel in Indonesien zu einer Anerkennung über die 

Selbstbestimmung von Osttimor oder zur Gründung der internationalen Organisation ASEAN 

(Association of South-East Asian Nations) kam. Das Ende der Kolonialherrschaft bringt neue 

Staaten die es so zuvor in diesem Raum noch nie gegeben hat. Die meisten südostasiatischen 

Staaten entwickelten sich aus den territorialen Gebilden, die ihre Kolonialherren hinterließen.  

Dadurch können keine eindeutigen Grenzen gezogen werden, da meist in diesem 

Kulturraum dieselben traditionellen Wurzeln verbreitet sind. In dieser Hinsicht ist die Idee zu 

einer Einigung der Region gekommen, die sich als Gründung einer gemeinsamen Institution 

wie ASEAN ausdrückt. Heute ist Indonesien ein fester Bestandteil der internationalen Politik 

und spielt mittlerweile eine wichtige Rolle in der G-20. Dies konnte nur durch eine 

sogenannte Internationalisierung der indonesischen Außenpolitik erfolgen, welche durch 

hervorragende Kontakte zu Australien und europäischen Ländern, sowie durch die 

zunehmende Rolle in internationalen Organisationen erzielt werden konnte. 	
  

	
  

	
  

 

6.1. Die Gründung des ASEANs (Association of South-East Asian Nations)	
  

	
  

Der Hintergrund dieser Gründung ist also aus einer gemeinsamen Idee entstanden ein 

politisches Konstrukt zu entwickeln, welches die benachbarten Nationalstaaten vereinent, um 

einen gemeinsamen Bezugspunkt herzustellen. Allerdings war die ASEAN nicht der erste 

Versuch eine regionale Kooperation zwischen den südostasiatischen Staaten zu wagen.  

Schon bereits 1954 war mit der Southeast Asian Treaty Organization (SEATO), die von den 

Amerikanern initiiert wurde, ein Versuch gewagt worden, um ein regionales Sicherheitsforum 

zu schaffen. Doch dies scheiterte durch die Beteiligung von westlichen Staaten, vor allem der 

USA, welche eine umfassende Beteiligung aller südostasiatischen Staaten bremste. Denn die 

einzigen südostasiatischen Mitglieder dieser Institution waren die Philippinen und Thailand.  

Die Vorreiter Organisationen, welche letztendlich den Weg zur Gründung der ASEAN 

öffneten, waren die Association of Southeast Asia (ASA) und die Maphilindo (benannt nach 

den drei Mitgliedern: Malaysia, Philippinen und Indonesien). Der Hauptgrund die ASEAN 
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dann letztendlich zu gründen, war das Ende der konfrontasi-Krise zwischen Indonesien und 

Malaysia. Auch wenn aus der Sicht der anderen südostasiatischen Ländern unmittelbar nach 

dem Ende der Konfrontationspolitik immer noch eine gewisse Furcht vor dem größten 

Inselstaat in ganz Südostasien herrscht, ist dennoch das Verlangen nach einer Integration der 

regionalen Politik groß.	
  

	
  
,,Insbesondere für Malaysia war die Einbindung Indonesiens in eine gemeinsame Institution wichtig – „[...] the 

formation of ASEAN marked a turning point in its relations with Indonesia. In essence, it locked Indonesia into a 

regional framework that functioned as a symbolic non-aggression pact.“ (Freistein 2006:8)	
  
	
  

Die Forderung nach einer Regionalisierung der nationalen Politik willigt auch aus 

indonesischer Seite mit starkem Willen ein. Voraussetzung für die Gründung ASEANs ist 

allerdings die Beteiligung Indonesiens von Anfang an maßgebend dabei zu sein. Um eine 

Ausdehnung kommunistischer Ideen und Werte im südostasiatischen Raum zu verhindern, 

wird die Gründung ASEANs umso mehr begrüßt.  

Hierfür arbeiteten Malaysia und Indonesien unter der Führung des Präsidenten 

Suhartos gemeinsam um eine Basis für eine anti-kommunistische Ausrichtung der jeweiligen 

Innen-, sowie Außenpolitik. ,,Sie hofften, durch einen Zusammenschluss die Ausbreitung 

interner Aufstände und Unruhen einzudämmen, sich gegenseitig einzuhegen und einer 

Einmischung externer Akteure in ihre Politik vorbeugen zu können.’’ (Freistein 2006:9)	
  

Insgesamt ist das gemeinsame Ziel der ASEAN eine dauerhafte Stabilität der Region 

zu erzielen, welche durch eine wirtschaftliche Entwicklung erreicht werden soll. Daraufhin 

einigten sich die Mitglieder der ASEAN darauf, ihre gemeinsamen Interessen und Ziele auch 

gemeinsam nach außen zu vertreten, aber innerhalb der ASEAN selbst ihre eigenen 

nationalen Interessen und Ziele zu bewahren. In dieser Hinsicht knüpft das indonesische 

Konzept der „national resilience“ an, welche die nationale Widerstandsfähigkeit betont aber 

zugleich die umfassende Bedeutung von Sicherheit, Frieden und Stabilität untrennbar 

verbunden sind mit Wohlstand und Entwicklung (vgl. Freistein 2006:9). 	
  

	
  
,,Regional gewendet, als „regional resilience“, versteht man es als Idee, die innere Stärke der regionalen Staaten 

zu erhöhen, um äußeren Einflussnahmen – etwa durch die Großmächte USA und China – widerstehen zu können 

und durch innenpolitische Stabilität auch regionale Stabilität zu garantieren.’’ (Freistein 2006:9)	
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Diese Idee wurde auch das erste Leitmotiv der ASEAN und wirkt bis heute als Motor 

der Institution. Vorrangig in diesem Bereich der Sicherheitspolitik fungierte die ASEAN in 

der südostasiatischen Region, obwohl die Mitgliedsstaaten sowohl sicherheitspolitisch als 

auch ökonomisch kooperierten. Nun wurde sie dennoch gegründet, um die wirtschaftliche 

Entwicklung in diesem regionalen Bereich zu fördern und diese in einem friedlichen Umfeld 

zu garantieren:	
  

	
  
,,Als Regionalorganisation betreibt sie mittlerweile sowohl die wirtschaftliche Integration der Mitglieder, etwa 

im Rahmen der ASEAN Free Trade Area mit dem langfristigen Ziel eines gemeinsamen Marktes, als auch einen 

Prozess der Gemeinschaftsbildung im politischen, ökonomischen und sozio-kulturellen Bereich.’’ (Freistein 

2006:10)	
  
	
  

Von 1967 – 1976 arbeitete ASEAN intensiv in der Konfliktbewältigung des 

südostasiatischen Raumes und war deshalb wirtschaftlich eher inaktiv, sodass die Grundzüge 

einer Konfliktbearbeitung entwickelt worden sind. Diese nennt sich die Praxis der ,,ASEAN 

Way’’ und ist eine Reihe von Normen, welche vom Verband selbst formuliert wurden. Diese 

Normen sind eine Reihe von Regeln, welche vorrangig Konflikte vermeiden sollen und vor 

allem öffentliche Streitigkeiten unterlassen sollen, denn durch die Gründung der ASEAN 

sollen regionale Konflikte so gut wie möglich nicht nach außen verlegt werden. 	
  

	
  
Zwei Quellen des „ASEAN Way“ sind zu nennen: erstens globale Regeln, die auf dem Westfälischen System 

von Souveränität basieren, zu denen auch das völkerrechtliche Gewaltverbot, das durch die UN-Charta 

kodifiziert ist, [...] sowie die Bandung Erklärung, mit der 1955 vor allem post-koloniale Staaten Afrikas und 

Asiens Prinzipien für die friedliche Koexistenz im internationalen System festschrieben. Zweitens lokale 

(javanische/ malaische) Prinzipien, nämlich musyawarah (Beratung) und mufakat (Konsens), die in allen 

ursprünglichen ASEAN-Staaten als Konfliktregelungsmechanismen der dörflichen Ebene auch international 

akzeptabel waren.’’ (Freistein 2006:13)	
  
	
  

Die Prinzipien zur Konfliktlösung sind vielmehr eine Mischung von westlichen 

Konzepten mit eigenen regionalen Werten, als etwas spezifisch Asiatisches an sich. Das 

was ,,ASEAN Way’’ ausmacht sind nicht die Richtlinien an sich, sondern ihre erfolgreiche 

Anwendung in der zwischenstaatlichen Diplomatie. Denn durch dieses Prinzip kam es zu 

einer Vertrauensbildung im südostasiatischen Bereich und wird daher auch dementsprechend 

so heilig bewahrt. 
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Die Gründung ASEANs kann sich in vier verschiedenen Phasen zeigen. Die erste 

Phase, welche von 1967 – 1976 erfolgte, kann sich die Vertrauensbildungsphase nennen. An 

dieser Stelle verbündeten sich Indonesien, Malaysia, Philippinen, Singapur und Thailand als 

die Gründer dieser Institution. In der zweiten Phase steht die Kooperation im Vordergrund, 

wobei sich 1984 Brunei dazustellte. Die Integration erfolgte von 1992 – 2003 in der dritten 

Phase, in der Vietnam, Myanmar, Laos und Kambodscha dazu kommen. Die vierte und letzte 

Phase ist die Gemeinschaftsbildungsphase, welche ab 2003 angewendet wurde (vgl. Pfeifer 

2011:54). 

 

 
	
   	
   	
   	
   	
   	
   	
   (Pfeifer 2011:54) 

 

Mit der institutionellen Entwicklung der ASEAN wurden auch die Ziele der 

Kooperation neu formuliert. Welche Charakteristika es in jeder Phase zu erfassen gilt, kann 

durch eine Analyse der formellen Institutionalisierung nachvollzogen werden. In der ersten 

Phase des Kennenlernens und Vertrauensbildung wurde der Gründung des Verbands eher 

wenig Aufmerksamkeit geschenkt, da die Kooperationsversuche zuvor alle nicht erfolgreich 

waren. Niemand erwartete, dass diesmal durch die Gründung ASEANs eine Organisation 

entsteht, die von Dauer sei: 
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,,Die ASEAN wurde mit der Intention gegründet, die Spannungen zwischen den nicht kommunistischen Staaten 

Südostasiens zu reduzieren. [...] Somit war das Ziel. Durch die Gründung der ASEAN die Rahmenbedingungen 

für eine konfliktfreie Region zu schaffen, die nationale Entwicklung ermöglicht, und nicht eine starke Institution 

aufzubauen.’’ (Pfeifer 2011:58) 

 

Hierfür standen offizielle formelle Institutionen, wie das sogenannte Annual 

Ministerial Meeting (AMM) und das ASEAN Standing Comittee (ASC) und der Nationale 

ASEAN Sekretariate, dabei sind diese keineswegs permanente Institutionen, sondern wurden 

nur bei Bedarf einberufen (vgl. Pfeifer 2011:58). Um insgesamt das Vertrauen der Mitglieder 

untereinander zu stärken, wurde die Gründung ASEANs initiiert: ,,ASEAN has been a state-

to-state cooperation par excellence, with no intentions to achieve integration and become a 

community.’’ (Wanadi 2000:194) 

 Eine Phase der Kooperation erfolgte erst ca. neun Jahre nach der offiziellen Gründung 

ASEANs, aufgrund des intensiven Fokus auf die Konfliktbewältigung. Beim  ersten 

Gipfeltreffen in Bali soll die institutionelle Struktur gestärkt werden, in dem wirtschaftliche 

und politische Kooperation gestärkt werden sollen. 

 
,, [Es] wurde ein entscheidender Schritt bezüglich der Institutionalisierung der Organisation vollzogen. Das 

administrative, minimal ausgestattete Sekretariat [...] hatte keine unabhängigen Befugnisse und Aufgaben, doch 

seine Gründung stellt den ersten Versuch der ASEAN-Staaten dar, ihre Zusammenarbeit durch ein zu 

lokalisierendes, permanentes Organ zu formalisieren.’’ (Pfeifer 2011:60) 

 

 Die höchste Entscheidungsinstanz liegt bei der ASEAN dennoch bei den 

Außenministern, auch wenn es um eine wirtschaftliche Kooperation geht, denn die 

Wirtschaftsminister haben in dieser Hinsicht bloß eine beratende Funktion und können in 

diesem Forum keineswegs Entscheidungen fällen (vgl. Pfeifer 2011:60f.) 

 Eine Integration aus der Sicht der ASEAN soll ausschließlich auf wirtschaftlicher, 

sowie sicherheitspolitischer Ebene erfolgen. Warum hier von einer Integration gesprochen 

wird, hat den Grund, dass bisher das Thema Wirtschaft und Sicherheitspolitik ein absolutes 

Verbot waren (vgl. Severino 2008:42). Der Punkt in welcher der Verband von einer rein 

diplomatischen Organisation zu einem Regime mit gemeinsamen Werten geworden ist, 

knüpft hier an (vgl. Abad 2003:34f.) 
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Zusammengefasst wurde die ASEAN also offiziell 1967 von Indonesien, Malaysia, 

den Philippinen und Singapur und Thailand gegründet. Später kamen Brunei, Kambodscha, 

Laos, Myanmar und Vietnam hinzu. Oberstes Ziel war die Förderung des wirtschaftlichen 

Aufschwungs, des sozialen Fortschritts und der politischen Stabilität. Erfolge der 

wirtschaftlichen Liberalisierungspolitik zeigten sich bald, sodass sich dieser durchaus sehen 

lassen kann, denn heute gehören ein Teil der Mitgliedsländer zu den Panter- und Tigerstaaten. 

Ihren Sitz hat der internationale Verband südostasiatischer Staaten in Jakarta, Indonesien. 

 

 

	
  

6.2. Das Wiederherstellen der diplomatischen Beziehung mit China und der USA 

 

Da die Wirtschaftspolitik zu einem bedeutenden Faktor der Außenpolitik geworden ist, 

wurden die diplomatischen Beziehungen mit China und der USA wieder aufgenommen bzw. 

intensiviert. Beide Supermächte waren schon immer in der südostasiatischen Region 

dominant. Um die außenpolitische Kraft Indonesiens umso mehr verstärken zu können, muss  

es sich umso mehr nach außen beweisen. Regional hat es eine durchaus starke Position 

eingenommen, um international standfester zu werden, kann eine Kooperation mit China und 

USA nur von Vorteil sein.	
  

	
  

	
  

	
  

6.2.1. Indonesisch-amerikanische Beziehungen unter Suharto	
  

	
  

Die Beziehung zu den Vereinigten Staaten wurde im Interesse dem Internationalen 

Währungsfond (IWF) und der Weltbank näher zu kommen wieder intensiviert. Denn als eines 

der regionalen führenden Mächte muss Indonesien eine Internationalisierung als nächsten 

Schritt wagen. Außerdem konnte es nur durch westliche, insbesondere amerikanische, 

Auslandshilfe zu einer wirtschaftlichen Stabilisierung des Landes kommen. 	
  

Die Kooperation erfolgte vor allem durch den amerikanischen Botschafter in 

Indonesien, welcher substantielle Hilfe bat, um eine politische und wirtschaftliche Stabilität 

zu gewähren. Sicherheitspolitische Debatten zwischen Indonesien und der USA begannen seit 

1968, zum verschärften Vietnamkonflikt, sowie dem bedeutenden Einfluss Japans im 
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südostasiatischen Raum. Japans dominante Rolle überzeugte Indonesien die bilaterale 

Beziehung zur USA zu bewahren.	
  

	
  

	
  

	
  

6.2.2. Indonesisch-chinesische Beziehungen unter Suharto	
  

	
  

Die sicherheitspolitische Regionalpolitik ist eng mit der Chinapolitik verbunden, denn 

China ist ebenfalls an einer inneren, sowie äußeren Sicherheit des Landes interessiert. Die 

ASEAN hat für einen Verteidigungspakt gesorgt, welche gegenüber einer jederzeit möglichen 

Bedrohung durch eine Verbreitung der kommunistischen Ideologie gewappnet ist. 	
  

Einen Wiederaufbau der diplomatischen Beziehungen in Betracht zu ziehen geht auf 

die Einberufung einer Sonderkommission zurück, welche Vorschläge zur Lösung des 

Minderheitenproblems ausarbeiten soll (vgl. Heinzelmeir 1976: 373). Aber auch die Chinesen 

waren an einer Normalisierung der zwischenstaatlichen Beziehungen interessiert: ,,There is a 

great number of Chinese people living in Indonesia. Besides, the strategic position of 

Indonesia is of a great importance for China.’’ (Heinzlmeir 1976: 380)	
  

	
  

	
  

	
  

6.3. Der Weg zur Osttimors Selbstbestimmung 	
  

	
  

Der Dekolonisierungsprozess Osttimors wurde letztendlich aufgrund der 

internationalen Kritik sowie dem Grundsatz zur Unabhängigkeit Indonesiens in Gang gesetzt. 

Der Leitspruch beschreibt die Souveränität eines Landes als das Recht eines jeden Staates 

(vor allem Indonesien), sich von jeder Art von Kolonialismus zu befreien (vgl. Suryokusumo 

2004:158). Dieser Grundsatz wurde später in derselben Form in der afro-asiatischen 

Konferenz nochmals in einem größeren Forum unterstützt. Ergänzend dazu muss der 

Nationalismus eines Staates bewahrt werden, um den Souveränitätsstatus dieses Landes zu 

unterstützen. Daraus folgte eine Deklaration der Vereinten Nationen die aus einem Komitee 

von 24 Ländern (Komitee 24) verabschiedet wurde (vgl. Suryokusumo 2004:159).  

In dieser Deklaration geht es darum Kolonisierung auszulöschen und Unabhängigkeit 

über besetzte Territorien zu fördern. Es soll jegliche Art von Druck, vor allem militärischer 
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Natur an diesen Ländern verboten werden, damit ihre Souveränität frei, selbstständig und 

friedlich erfolgen kann, sodass sie eine eigene nationale Identität entwickeln können (vgl. 

Suryokusumo 2004:159).  

Seit 1982 ist das Problem Osttimors auf der Agenda der Generalversammlung, 

welches bis 1998 aufgeschoben wurde. Dieses Vorhaben zu verschieben erlaubte dem 

Generalsekretär der Vereinten Nationen ein Dreiecksgespräch ,,Tripartite Talks’’ 

(Suryokusumo 2004:165), welches vom indonesischen, sowie portugiesischen Außenminister, 

als auch dem Generalsekretär der Vereinten Nationen geführt wurde. Als Vorwand dieses 

Gespräch so lange hinauszuschieben, stand dieses ganz im Rahmen einer 

sogenannten ,,cooling-off diplomacy’’ (Suryokusumo 2004: 166). I 

Indonesien führte bewusst eine cooling-off Diplomatie, um diesen Fall 17 Jahre in den 

Vereinten Nationen stehen zu lassen. Politisch gesehen ist es für Indonesien natürlich am 

angenehmsten den Streitpunkt stehen zu lassen und zu verschieben, dennoch löst eine 

cooling-off Diplomatie keine Konflikte. Die tripartite Diplomatie hingegen, welche von den 

Vereinten Nationen initiiert wurde, wird bewusst nur in diesem kleinen Rahmen gehalten, da 

nur die betroffenen Gesprächspartner miteinbezogen werden sollen. Während Indonesien ein 

solches Gespräch in diesem Forum verweigert, sieht Portugal die Wichtigkeit darin dieses so 

schnell wie möglich hinter sich zu bringen, damit Osttimor über ihr eigenes Territorium selbst 

bestimmen kann.   

Diese cooling-off Diplomatie wurde aus indonesischer Seite unter anderem eingesetzt, 

da es alleine nicht über das Schicksal Osttimors bestimmen konnte, da Portugal noch über die 

politische Verwaltung verfügte. Indonesien versuchte deshalb eine multilaterale Diplomatie in 

den Vereinten Nationen, um einen Lösungsansatz für dieses Problem zu finden. Hierfür 

wendete Indonesien zwei verschieden Theorien an. Ersteres ist die ,,teori opsi’’ als zweite 

Theorie steht die ,,Vacuum Power Theory’’ (Suryokusumo 2004: 168). 

Indonesien ist der Meinung, dass ein Territorium ohne eine eigenständige Verwaltung 

wie Osttimor, in einem unabhängigen Staat wie Indonesien durchaus integrieren kann, da es 

bereits in einer der Resolutionen der Generalversammlung bestimmt worden ist. Diese 

Resolutionen wurden 1960 und 1970 bestimmt und wurden später sogar als eines der 

Prinzipien des Völkerrechts aufgenommen (vgl. Suryokusumo 2004:168). Diese Resolution 

ermöglicht einem Staat wie Osttimor eine eigenständige Verwaltung zu wählen. Dies soll 

durch die teori opsi geschehen. Es stehen dabei drei verschiedene Optionen zur Auswahl.  
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Erstens kann sich ein solches Gebiet zu einem vollständig souveränen Land 

entwickeln. Zweitens kann sich das Territorium mit einem unabhängigen Staat verbünden, um 

dann letztendlich genauso unabhängig zu werden. Drittens steht die Option zur Integration 

mit einem anderen unabhängigen Staat. Zu diesem Zeitpunkt hat sich die Mehrheit der 

Bevölkerung in Osttimor für die dritte Option entschieden. Die Integration erfolgte mit dem 

unabhängigen indonesischen Staat.  

In der ,,Vacuum Power Theory’’ geht es darum, dass ein Territorium wie Osttimor 

durch den Abzug der portugiesischen Verwaltung, eine Zeit lang gar keine politische 

Verwaltung hatte. Da zu diesem Zeitpunkt lange keine politische Gewalt in Osttimor 

existierte, konnte die Bevölkerung über ihr eigenes Land bestimmen. Dieses Volk hat ebenso 

ein Recht darauf selbst über ihren politischen Status zu bestimmen, weshalb dann letztendlich 

die Integration in den indonesischen Staat erfolgt. Indonesien ist deshalb der Meinung, dass 

sich Portugal gegenüber dem internationalen Forum unverantwortlich verhält, da es sich aus 

der Verantwortung als ,,Administering Power’’ (Suryokusumo 2004:169) zurückzieht. Durch 

die Entscheidung Osttimors sich in den indonesischen Staat zu integrieren, hat sich 

Indonesien abermals in den verschiedensten internationalen Foren dazu geäußert ihm 

Osttimor selbst zu überlassen und um keine Einmischung von außen gebeten.  

Dennoch wurde Indonesien zunehmend von der internationalen Welt kritisiert, da in 

Osttimor immer mehr Konflikte und soziale Unruhen entstanden. Doch Indonesien selbst 

hatte zu dieser Zeit innenpolitisch mit der monetären Krise zu kämpfen, welches 

schlussendlich zum Sturz des indonesischen Präsidenten Suhartos kam. Deshalb entschloss 

sich Indonesien von diesem Gebiet mit allem Respekt und Frieden zu trennen, wenn sich die 

konfliktreiche Lage in Osttimor nicht besserte. Daraufhin beschloss der Generalsekretär drei 

verschiedene Lösungsansätze, um eine Entscheidung treffen zu können. Entweder 

entscheiden bestimmte Führungspersonen Osttimors was mit dem Gebiet geschehen soll, oder 

es sollen 35 Vertreter stellvertretend für die Bevölkerung Osttimors entscheiden, welche 

zuvor vom Volk selbst auserwählt worden sind, oder es soll eine Meinungsumfrage der 

gesamten Bevölkerung Osttimors und stattfinden, um die Entscheidung über Osttimors 

Schicksal fällen zu können, sodass dieser eigenständig werden kann. Indonesien und Portugal 

einigten sich auf die dritte Wahlmöglichkeit, sodass so viele wie möglich bei der 

Entscheidung miteinbezogen sind.  
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Es wurde daraufhin ein eigener Bereich für dieses Problem in den Vereinten Nationen 

eingerichtet und zwar das ,,United Nations Administrative Mission in East Timor’’, welche 

die besagte Meinungsumfrage durchgeführt hatte. Diese erfolgte am 30. August 1999, die 

eigentlich friedlich vonstatten ging. Davon haben ca. 75,5% für eine Autonomie Osttimors 

gestimmt. Als Reaktion zur Meinungsumfrage, wurde ein weiteres Konfliktpotenzial eröffnet, 

da aus indonesischer Regierung eine extreme Kontrapolitik durchgeführt wurde (vgl. 

Suryokusumo 2004:174f.).  

Diese Kontrapolitik wurde in Form von Folter und Morde auf Intellektuelle, Studenten, 

Autonomiebefürworter, sowie sexuelle Angriffe und Vergewaltigungen auf Frauen und 

Kinder und gewaltsame Entführungen von Familienmitgliedern angewendet. Deshalb schickte 

die Vereinten Nationen das ,,UN Peace Keeping Force’’  (vgl. Suryokusumo 2004:174). 

Durch die sozialen Umbrüche in Osttimor wurde Indonesien umso mehr von außen, genauer 

gesagt Australien, Neuseeland, dem Vereinigten Königreich und der Europäischen Union 

kritisiert. Daraufhin griff die USA ein, damit Indonesien in diesem Konflikt eingreifen soll, 

um alle sozialen Umstürze in Osttimor beenden zu können. Die westlichen Länder 

unterstellten Indonesien aus einem regionalen Problem, welches es eigentlich selbstständig 

lösen könnte, einen großen Elefanten zu machen, da dieses  zu einem großen internationalen 

Problem wurde.  

Die Einmischung der Vereinten Nationen durch das Versenden einer Spezialeinheit, 

dem UN Peace Keeping Force, wurde von Indonesien eigentlich abgelehnt, da es der 

Meinung war, dass sich die Vereinten Nationen in innenpolitische Angelegenheiten 

interveniert. Denn die Vereinten Nationen legten bereits in einer Resolution fest, dass kein 

Staat oder keine Organisation sich in Angelegenheiten anderer Staaten einmischen darf: 

 
,,Every State has the duty to refrain in their international relations from the threat or use of force against the 

territorial integrity or political independence of any State, and has no right to intervene, directly or indirectly, for 

any reason whatever in the internal affairs of any other State, or in any other manner inconsistent with the 

purpose of the United Nations. Such an interference or attempted threats against the personality of the State are 

in violation of international law and the Charter of the United Nations and shall never be employed as means of 

settling international issues.’’ (UN Resolution 1970: 2625/XXV) 

 

Da sich die Situation in Osttimor nicht verbesserte, wurde Indonesien von den anderen 

westlichen Staaten gezwungen sofortigen Frieden in diesem Gebiet zu gewähren. Ansonsten 

werden keine Hilfeleistungen von ihnen und den anderen Organisationen an Indonesien mehr 
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versendet. Dies ist bei der monetären Krise ein ernstzunehmendes Druckmittel, die zur dieser 

Zeit Indonesiens Politik noch mehr schwächte. Denn die Abhängigkeit von diesen Staaten 

und Organisationen ist Indonesiens einziger Weg langsam aus dieser Krise zu entkommen.  

Die Vereinten Nationen sendeten gegen Indonesiens Willen nichts destotrotz die 

Spezialeinheit nach Osttimor. Doch aus der Spezialeinheit, die ursprünglich Frieden in der 

Region bringen soll (UN Peace Keeping Force) wurde diese Gruppe zur ,,International 

Enforcement Action’’ (Suryokusumo 2004:184), die noch mehr Gewalt in dieser Region 

ausübte. Deshalb kam es nicht zu einer Besserung der Situation, sondern verschärfte die 

sozialen Unruhen umso mehr. Eines soll aber in Betracht gezogen werden, dass Indonesien 

bei den Vereinten Nationen um Unterstützung gebeten hatte. Deshalb wurde nicht die 

ursprüngliche Einheit der UN Peace Keeping Force gesendet, sondern die Truppe der 

International Enforcement Action, um die soziale Krise in Osttimor mit der extremen 

Kontrapolitik beenden zu können.  

Indonesien hat also insgesamt 23 Jahre verbraucht, damit Osttimor ein Teil des Staates 

bleiben soll, ohne eine internationale Legitimation zu erhalten, da diese Maßnahme nicht dem 

Völkerrecht entspricht, deshalb wird von einem sogenannten ,,political setback’’ geredet (vgl. 

Suryokusumo:190). Durch diese Handlung nahm Indonesien in der internationalen Politik 

nicht nur einen, sondern mehrere Schritte zurück. Aus diesem Grund ist dieses eindrucksvolle 

Ereignis um Osttimor eine wichtige Lektion für Indonesiens Politik, sowie historische 

Entwicklung geworden. 

Nachdem Osttimor letztendlich ihre Unabhängigkeit erhalten hatte, müssen alle 

Ressourcen die Indonesien gehören, aber ihren Standort in Osttimor haben, an den Staat 

zurückgegeben werden. Beispielsweise stehen hierfür jegliche indonesische Investitionen 

entweder an den indonesischen Staat oder an das Unternehmen zurückgegeben werden. 

Osttimor ist keines Falls erlaubt diese Ressourcen selbst zu behalten.   

 

 
 

 

 

 

 

 

 



	
  
	
  

72	
  

7. Conclusio	
  
	
  

7.1. Fazit 

	
  

Zusammenfassend werden in diesem Kapitel noch einmal alle Punkte umfassend 

formuliert, um einen letzten Überblick über die gesamte Arbeit liefern zu können. Hierbei 

werden nicht nur Zusammenfassung, sondern auch Empfehlungen und Vorschläge gesammelt. 	
  

Indonesien suchte zur Zeit seiner Unabhängigkeit 1945 in der internationalen Politik 

seinen Platz in der außenpolitischen Konstellation. Um seinen Status als einen souveränen 

Staat anerkennen zu können, musste es sich international erst beweisen. Zu dieser Zeit 

standen noch große Teile des indonesischen Territoriums unter niederländischer Macht und 

aus diesem Grund verkannten die anderen Staaten, vor allem westliche, dessen Souveränität. 

Das erfolgreiche Herantasten im internationalen Forum stellte noch einige Hürden für 

Indonesien dar.  

Die Anerkennung blieb zu anfangs noch aus und obwohl diese noch ausblieb wurde 

bereits eine multilaterale Diplomatie seitens Indonesiens in den Vereinten Nationen 

angewendet, welche durchaus eine signifikante Bedeutung hat, die sich ruhig sehen lassen 

kann. Mit der erfolgreichen Resolution der sogenannten Round-Table-Konferenz mit den 

Niederlanden und der Unterstützung der Vereinten Nationen konnte Indonesien ihr 

Territorium, nämlich West Papua, zurückgewinnen.	
  

Dieser diplomatische Erfolg in den Vereinten Nationen konnte bereits erzielt werden, 

obwohl der Staat zu dieser Zeit noch gar kein Mitglied der Vereinten Nationen war. Dieser 

Erfolg ließ sich durch die Kooperation der Vereinten Nationen und der USA feiern. Der 

Wunsch seitens West Papua, Indonesien anzugehören ist ebenfalls ein entscheidender Faktor. 

Ein weiterer diplomatischer Schachzug konnte erzielt werden, als Indonesien 1953 zu einem 

Mitglied in den Vereinten Nationen wurde.  

Der diplomatische Weg Indonesiens in der internationalen Politik einen Raum zu 

schaffen, gelang durch die afro-asiatische Konferenz in Bandung, Indonesien. Diese fand 

1955 statt und vereinte alle Entwicklungsländer, welche gemeinsam nach einer 

Kolonialgeschichte seit kurzem erst einen Souveränitätsstatus bekamen. Diese 

Zusammenkunft bereitete unerwartet eine Gegenreaktion der westlichen Länder, die plötzlich 

um ihren hegemonialen Status bangen müssen. 	
  

In dieser Periode verbündeten sich fünf Staatsoberhäupter der afro-asiatischen Länder, 
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welche sich durch die Konferenz in Bandung gefunden hatten. Die Initiative der Fünf bestand 

aus den Präsidenten aus Ägypten. Indonesien, Indien, Nigeria und dem ehemaligen 

Jugoslawien. Sie einigten sich auf einen Beschluss, welcher dazu führte sowohl den 

westlichen, als auch den kommunistischen Ländern die Wichtigkeit einer friedlichen 

Kooperation zu vermitteln. Denn im Hinblick des Kalten Krieges konnte dieser durchaus 

durch diesen Konflikt zu einem weiteren Weltkrieg ausbrechen. Diese Initiative traf sich nach 

Bandung wiederholt in Brioni, Jugoslawien und entschloss sich eine blockfreie Bewegung zu 

gründen. 

Daraufhin folgte eine sogenannte Diplomatie der Dritten Welt. Diese Art von 

Diplomatie hatte in der internationalen Politik durchaus eine wesentliche Rolle gespielt. Sie 

konnte vor allem den Kalten Krieg zwischen den westlichen und den kommunistischen 

Ländern mindern. In dieser blockfreien Diplomatie kann sich Indonesien durchaus als einer 

der sogenannten Gründer oder ,,Founding Father’’ sehen, um besetzte Territorien zu ihrer 

Souveränität zu verhelfen. Dies zeigte sich 1960 durchaus an der Anzahl der Mitgliedsstaaten 

der Vereinten Nationen, welche von 115 Ländern auf 165 Länder gestiegen ist. Denn durch 

ihren Mitgliedsstatus ist zugleich ihre Souveränität bewiesen.  

Die indonesische Diplomatie, welche nach 1960 bis 1965 ging wurde von den anderen 

Staaten in der internationalen Welt durchaus als extrem bewertet. Denn das zweite afro-

asiatische Treffen, welches diesmal in Algerien stattfand, ist fehlgeschlagen. Daraufhin ist 

diese Periode von der indonesischen Konfrontationspolitik betroffen, welches kurz danach 

sogar zu einem Austritt Indonesiens aus den Vereinten Nationen führte. 

Obwohl diese extreme Diplomatie durch den Wiedereintritt bei den Vereinten 

Nationen 1966 eigentlich aufhörte, wurde sie 1975 durch die Intervention in Osttimor 

wiederholt. Dies endete dann letztendlich aber mit einer Integration Osttimors zum 

indonesischen Staat als eine neue Provinz. Doch diese Aktion, nämlich die erzwungenen 

Integration, wurde vielfach von der internationalen Gemeinde kritisiert. Denn dieses 

Vorgehen ist nicht nur ein Vergehen der Menschenrechte, sondern geht gleichzeitig auch 

gegen die afro-asiatische Ideologie und zwar den Kolonialismus zu bekämpfen. Aus diesem 

Grund beschuldigt Indonesien Portugal als ehemalige Kolonialmacht über Osttimor 

bzw. ,,former administering power’’ keine Verantwortung zu übernehmen.  

Dies wurde schriftlich verewigt, welches von 1983 – 1949 in Kraft getreten ist. 

Daraufhin folgte ein Beschluss, welcher 1999 in New York unterzeichnet wurde, in der ein 

Referendum für Osstimor bestimmt worden ist. Dabei stimmte die Mehrheit zu sich von 
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Indonesien zu trennen und einen eigenen Staat zu gründen. Daraufhin entstand ein neuer Staat, 

welcher sich Timor Leste nennt. Nach insgesamt 23 Jahren (1975 – 1999) wurde Osttimor 

letztlich zur Selbstbestimmung freigelassen. 

Die indonesische diplomatische Führung wollte sich in der internationalen Welt noch 

mehr beweisen, um regional und international eine bessere Position zu erhalten. Diese wurde 

durch die Gründung ASEANs erleichtert, denn dadurch ist ein Forum entstanden, welches für 

die südostasiatische Region einen wirtschaftlichen Entwicklungsfaktor bietet.  
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7.2. Empfehlungen  

 

Mit einer vorteilhaften geographischen Lage, zwischen Südostasien, Ostasien und 

Australien kann sich Indonesien in der internationalen Welt strategisch beweisen. Dennoch ist 

es wichtig weiterhin internationalen Frieden zu vermitteln. Mit dem nuklearen 

Übereinkommen der ASEAN Länder, welches von Indonesien initiiert wurde, um eine 

südostasiatische nukleare freie Zone zu bilden, wurde ein Übereinkommen bestimmt, um 

einen Konflikt wie im südchinesischen Meer nicht zu wiederholen. Das südchinesische Meer 

liegt genau zwischen China, der indochinesischen- sowie malaysischen Halbinsel und Taiwan. 

Durch diese strategische Lage durch die Versorgung der Schifffahrtswege von 

Energieressourcen und Fischvorkommen nahm die Bedeutung der geographischen Lage 

regional und international zu.  

Die Volksrepublik China hat beispielsweise Interesse an Regionen, welches aus 

diesem Grund eine sogenannte ,,Neun-Striche-Linie’’ auf einer Landkarte den Vereinten 

Nationen vorgelegt wurde, um Ansprüche auf neun verschiedene Regionen des 

südchinesischen Meeres an sich reißen zu können. Doch dieses Verlangen steht im völligen 

Gegensatz des Seerechtsübereinkommens der Vereinten Nationen, dem China 1996 

beigetreten war. Dieses Seerechtsübereinkommen regelt die Grenzziehung der 

Wirtschaftszone in dieser Region. Neben der geostrategischen Bedeutung dieser Region für 

Öl-Lieferungen, welches das südchinesische Meer stets überquert, vermutet China auch 

Erdgas und Öl unter dem Meeresboden, deshalb will es auch Anspruch über diese Region 

nehmen. China gewann Verbündete, wie Taiwan, Japan, Südkorea und die USA, um deren 

geostrategischen Interessen im südchinesischen Meer verfolgen zu können. Mit ASEAN ist 

diese Region zu einem wirtschaftlichen Kraftzentrum geworden, da das Bruttoinlandsprodukt 

(BIP) des südchinesischen Meeres, gemeinsam mit dem der ASEAN Länder zusammen, 

beispielsweise das BIP Indiens übersteigt (vgl. Wälterlin 2012).  

Zudem orientiert sich Indien wirtschaftlich und politisch durch die ASEAN jetzt 

immer mehr nach Südostasien. Somit wird das südchinesische Meer zum Schauplatz der 

geopolitischen sowie wirtschaftlichen Auseinandersetzungen, da die Interessen der USA und 

Indiens mit Chinas Interessen auseinander gehen (vgl. Seidler 2013:7). Dieser Trend bleibt 

wahrscheinlich weiterhin bestehen, da die wirtschaftliche Entwicklung Asiens immer mehr 

ansteigt.  
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Durch die Regionalisierung der indonesischen Politik, sowie dem Zusammenschluss 

der ASEAN Länder existieren heute kaum Konfrontationen innerhalb des südostasiatischen 

Raumes. Dies zeigt, dass Indonesien sich letztendlich insgesamt im internationalen Raum, vor 

allem im diplomatischen Bereich beweisen konnte, sodass es viele verschieden diplomatische 

Phasen durchlebt und sich Unmengen an neuen diplomatischen Techniken angeeignet hatte. 

Um zunehmend eine Internationalisierung der indonesischen Politik herbeiführen zu können, 

muss sich das Land mehr den neuen thematischen Phänomenen in der internationalen Politik, 

wie Nachhaltigkeit und universellen Prinzipen, z.B. den Menschenrechten, zuwenden. 
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Abkürzungsverzeichnis 
 

AMM     Annual Ministerial Meeting 

ASC     ASEAN Standing Comittee 

ASEAN    Association of South East Asian Nations 

BAPERKI    Badan Pemusyawaratan Kewarganegaraan Indonesia 

BIP     Bruttoinlandsprodukt 

bzw.     Beziehungsweise 

Ca.     Circa 

d.h.      Das heißt 

G8     Gruppe der Acht 

G20     Gruppe der 20 

G77     Gruppe der 77 

IDA     International Development Association 

INTERREG Innovation and Environment Regions of Europe Sharing 

Solutions 

IWF     Internationaler Währungsfond 

km²     Quadratkilometer 

KOTA     Klibur Oan Timor Asuwain 

NGO     Non Government Organisation 

NIEO     New International Economic Order 

o. J.     ohne Jahr 

o.V.     ohne Verlag 

PKI     Partai Komunis Indonesia 

SUNFED Special United Nations Fund for Economic 

Development 

UDT     Uniao Democratica Timorense 

Vgl.     Vergleich 

z.B.     zum Beispiel 
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Anhang 
 

 

Würfelmodell der außenpolitischen Entscheidung 

 
 

(Wilhelm nach Haftendorn 2006:137) 
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Außenpolitisches Entscheidungsmodell  

 
 

(Wilhelm nach Allison 2006:152) 
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Kreislauf eines außenpolitischen Entscheidungsprozesses 

 
 

(Wilhelm 2006:145) 

 

 

 

Entwicklungsphasen der ASEAN 

 
 

(Pfeifer 2011:54) 



	
  
	
  

81	
  

Spiegel 4/1948 
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  School	
  level	
  from	
  5th	
  –	
  8th	
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Abstract 
 
The Conduct of the Indonesian Diplomacy from the Cold War period to the Era of 

Regionalization is marked by many different incidents. After Indonesia got independent, the 

state had to fight for its acceptance as an independent state in the international system. To 

reach its goal the state used diplomacy as a peaceful tool of foreign policy. Overall Indonesia 

had four different periods of diplomacy. (Diplomacy after Independence, Diplomacy of the 

Cold War Period, The „Revolutionary“ Diplomacy and the Regionalization of Indonesia’s 

Foreign Policy) Throughout its struggle to prove its souvereignity Indonesia took quite 

important roles. As one of the ,,Founding Fathers’’ of the Non-Aligned-Movement and the 

ASEAN the state has proved that it reached a great position in the international panel. 

 

 

Die Entwicklung der indonesischen Außenpolitik vom Kalten Krieg bis zur Ära der 

Regionalisierung bzw. Internationalisierung der indonesischen Politik durchlebt verschiedene 

Phasen. Nach der Unabhängigkeit Indonesiens, musste sich der Staat im internationalen 

System beweisen. Um seinen Souveränitätsstatus zu behalten, verwendete Indonesien die 

Diplomatie als Werkzeug der Außenpolitik. In den vier verschiedenen Phasen der Diplomatie 

(Die Diplomatie nach der Unabhängigkeit, Die Diplomatie während des Kalten Krieges, Die 

revolutionäre Diplomatie und die Diplomatie in der Regionalisierung der indonesischen 

Außenpolitik) übernahm Indonesien durchaus wichtige Rollen. Dazu gehören beispielsweise 

die Gründerrolle der Blockfreien Staaten und der ASEAN. 


